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Der Heimatdienst

«

Hat uns die Inflaiion arm oder reich gemacht?
Von Ministerialdirektor Dr. Arnold Brecht, stellvertretender Bevollmächtigter zum Reichsrat.

Jn letzter Zeit haben ausländische Politiker sich mit den inneren Staatsschulden Deutschlandsund mit den deut chen
Steuern befaßu Sie sind dabei zu einer Auffassung gekommen, die Deutschlands Lage als besonders günstig kennzeichnet. ber-
raschenderweise bat sich an derartigen Erörterungen auch ein hervorragender Sachverständiger, Sir Walter Lauten, beteiligt. Diesen
abwegigen Ansichten ist im Reichsrat der stellvertretende Bevollmächtigte Preußens, Ministerialdirektor Dr. Arnold Brecht, mit
aufsebenerregenden Ausfubrungen entgegengetreten. Da eine richtige Darstellung der inneren Schulden Deuts iands und seiner

Steuergebarungkfür
das Urteil der Welt uber unfereWirtschaftslage und Finanzkraft von ausschlaggebender Be eutung ist, baden

rwir Ministerial ektor Dr. Brecht gebeten. noch e nmal ausführlich die Wirklichkeit von Deut chlands inneren Schulden und dem
Steuerdruck, der auf jedem Deutschen lastet, sachgemäß, und so wie es den Tatsachen entspri t, aufzuzeigem

Deutschland, England und Frankreich haben im Kriege zur Be-

zahksung
der Kriegskosten sehr hohe innere Staatsschulden eingehen

mu en.

England, das bis vor kurzem keine Jnflation kannte, hat
diese hohen Staatsschulden behalten und jährlich verzinst und amor-

tisiert. Die gesamte innere Staatsschuld in England (wohlverstanden
ohne die äußere Schuld an Amerika) beträgt kapitalmäßig ex Mil-
liarden GM., seine ganzen inneren Schulden vor der Inflation
schätzungsweiseüber 130 Milliarden GM. betragen. Auf 90 Mil-
liarden RM.

Frankreich hat seinen Frank auf der Höhe von einem

Fünftel des ursprünglichen Wertes stabilisiert. Der Kapitalwert
der französischen inneren Staatsschuld (wieder ohne äußere Schul-
den) von rund 276 Milliarden Frank beträgt daher heute rund
46 Milliarden RM. ·

Deutschlands innere Kriegskosten haben über 100 Mil-
liarden GM., seine ganzen inneren Schulden vor der Inflation
schätzungsweiseüber 130 Milliarden GM. betragen. Auf 90 Mil-
liarden Gm. beliefen sich allein die Kriegsanleihen und sonstigen
fundierten Kriegsschulden am Ende des Krieges. Heute beträgt in-

folge der Inflation und der geringen Aufwertung der alten Mark-

schulden die gesamte innere Staatsschuld von Reich und Ländern

nur 10,5 Milliarden RM.

Im Ausland hat man neuerdings diese Verschiedenheit der

Höhe der inneren Staatsschulden entdeckt und daraus Schlüsse auf
Deutschlands Zahlungsfähigkeit zu ziehen versucht. Deutschland hat,
so sagt man, nur 10 Milliarden RM. innere Staatsschulden, während
England 130 Milliarden, Frankreich 46 Milliarden RM. innere

Staatsschulden haben; daraus ergibt sich, daß Deutschland noch
zahlen kann. Mit anderen Worten: Ein Volk, das nur 10 Mil-
liarden Schulden hat, ist zahlungsfähiger als ein Volk, das 46 oder

130 Milliarden Staatsschulden hat. Man kann sich denken, welchen
Eindruck eine solche Gegenüberstellung im Auslande macht. Man

hat vergessen hinzuzufügen, daß Deutschland ursprünglich seinen
inneren Gläubigern mehr als 130 Milliarden GM. geschuldet hat,
und daß Deutschland diese Schulden auf 10 Milliarden deshalb
hat herunterstreichen müssen,fweil es nicht in der Lage war,
seinen inneren Gläubigern jährlich wie England 6 Milliarden oder
wie Frankreich Z Milliarden RM. an innerem Schuldendienst (Zinsen
und Amortisation) zur Verfügung zu stellen. Eine Aktiengesellschaft«
die ihren Mitgliedern nur geringe Dividenden ausschütten kann, ist
nicht reicher, sondern ärmer als eine solche, die hohe ausschüttenkann.

Aber haben wir nicht in Deutschland die Altbesitzanleihen mit

IZZ v.H. saufgewertetP Wie kommt es dann, daß die inneren
Schulden auf nur 10,5 Milliarden zusammengeschmolzen sind? Die
Antwort auf diese Frage beleuchtet die ganze Tragik der Inflation.
Von den 90 Milliarden fundierten inneren Kriegsschulden haben
nur 26 Milliarden san der geringen Aufwertung von 1234 v. H. teil-

genommen. Die übrigen 64 Milliarden der fundierten inneren

Kriegsschuld gehörten nicht zum- Altbesitz. Ein Teil von 22 Mil-
liarden hat eine nominelle Aufwertung von "2ZH v.H. ohne realen
Wert erhalten, die übrigen 42 Milliarden sind ganz ausgefallen. Sie

sind in wertlosem Papier ausgezahlt oder angekauft worden. Damit

widerlegt sich die Ansicht mancher Franzosen, daß es uns nicht viel

schlechter gehen könne·als ihnen, weil auch ihre Frankanleihen auf
20 v. H. (ein Fünftel) entwertet seien. Sie meinen, der ganze Unter-

schied sei dieser Unterschied zwischen 20 v.H. und 12Z v.H. Rein,
diese Rechnung stimmt nicht. Denn während alle französischen
Staatsanleihegläubiger den Wert von 20 v.H. behalten haben; haben
allein aus der Kriegszeit 64 Milliarden RM. deutscher Staatsschulden
an der deutschen 12Zprozentigen Aufwertung nicht teilgenommenl
Und für die wenigen übrigen Glücklichen beträgt der Kurs ihrer
aufgewerteten Papiere nur einen Bruchteil von 1234 v.H.

Der normale innere Schuldendienst des Deutschen Reiches be-

trägt denn auch nur insgesamt 500 Millionen RM. jährlich gegen
mehr als 6 Milliarden RM. in England und Z Milliarden RM. in

Frankreich. Von den 500 Millionen entfallen in Deutschland nur

etwa 280 Millionen RM. auf die Gläubiger in alter Mark (d. h.
also auf alle Vorkriegsanleihen, Kriegsanleihen und Nachkriegss
anleihen vor und während der Jnflation in alter Mark), und zwar
sind darin nicht nur die Anleihen des Reichs, sondern auch die

meisten Anleihen der Länder enthalten, die das Reich mit den

Eisenbahnen derLänder übernommen hat. Preußen zahlt daneben

Zi

»

Länder leicht sei.

nur noch jährlich etwa 60 Millionen inneren Schuldendienst. Um-
die Armseligkeit dieses inneren Schuldendienstes des Reichs zu be-

greifen, muß man sich klarmachen, daß im letzten Jahre vor dem

Kriege, 1913, das Deutsche Reich allein für die V orkriegsschulden
des Reichs schon einen Schuldendienst von rd. 240 Millionen GM.
hatte, so daß also heute für Vorkriegs-, Kriegs- und Nachkriegss
schulden bis zur Inflation kaum mehr gezahlt wird als 1913 für die

Vorkriegsschulden allein.

Normalerweise hätte das Reich für die Verzinsung und lang-
same Tilgung seiner inneren Kriegskosten, ähnlich wie England,
jährlich etwa 6 Milliarden RM. mindestens ausgeben müssen. Es
zahlt dafür aber nur einen Teil von den 280 Millionen, die für die

Gläubiger in alter Mark bestimmt sind; denn diese Summe ist für
alle alten Schulden, auch die Vorkriegss und Rachkriegsschulden,be-

stimmt. Anstatt seine inneren Kriegskosten in sechzig oder hundert
Jahren ganz allmählich seinen inneren Gläubigern zurückzuzahlen,
hat das Deutsche Reich sie gewissermaßenmit einem Male aus dem
Volk herausgezogen, indem über 100 Milliarden auf einmal annul-
liert wurden, was genau auf dasselbe herauskommt, als ob das

Reich diese 100 Milliarden im Steuerwege von den Gläubigern
selbst eingetrieben hätte. Von dieser ungeheuren Leistung, zu der
die großen Kriegsentschädigungennach außen hinzutreten, steht das

deutsche Volk jetzt völlig erschlafft da.

Sieht man sich die Sache von der Seite der Steuern an,
so wird noch klarer, worum es sich handelt. In Frankreich fließt
mehr als ein Viertel, in England ein volles Drittel aller öffentlichen
Einnahmen an die inneren Gläubiger zurück. Denn in Frankreich
macht, wie das Statistische Reichsamt berechnet hat,-der innere

Schuldendienst etwa 28 v.H. der gesamten öffentlichen Ausgaben
aus, in England der Dienst für die staatlichen Schulden ebenfalls
28 v.H., für die Schulden von Staat und Gemeinden sogar ZZ bis
55 v.H. der gesamten öffentlichen Ausgaben. In Deutschland fallen
dagegen von allen öffentlichen Ausgaben nur Z,1 v.H. auf den

Schuldendienst von Reich und Ländern und 4,9 v.H. auf den

Schuldendienst von Reich, Ländern und Gemeinden. (In der Wieder-

gabe meines Reichsratsberichts war die Zahl für England infolge
eines Schreibfehlers zum Teil irrtümlich auf ein Fünftel angegeben;
es handelt sich bei England aber, wie man sieht, um ein Drittel.
Bei Italien und den Vereinigten Staaten kommt etwas mehr als
ein Fünftel in Betracht.) Wenn so in Frankreich und England,
mehr als ein Viertel oder gar ein Drittel der Steuereinnahmen an«

die eigenen Gläubiger fließt, so ist das ein Kreislan des Geldes,
der ein völlig anderes Bild über die Bedeutung der Steuerlast ergibt
wie in Deutschland, wo dies nicht der Fall ist. Selbst wenn die

Steuerlast in England und Frankreich gleich hoch wäre wie in

Deutschland, ergäbe sich daraus ein großer Unterschied. Tatsächlich
sind die Steuern in Deutschland im Verhältnis zum Einkommen

höher als in England und Frankreich-. Es soll nicht geleugnet
werden, daß auch England und Frankreich sehr hohe Steuern er-

heben. Wir dürfen nicht glauben, daß der Steuerdruck für diese
Aber der entscheidende Unterschied liegt darin,

daß ein so großer Teil ihrer Steuern den eigenen Gläubigern wieder

zugute kommt. .

Wenn man also feststellt, daß Deutschland »nur« 1034 Mil-
liarden RM. innere Staatsschuld hat gegen 46 oder 130 Mil-

liarden RM. von Frankreich und England, so bedeutet das die

tragische Feststellung, daß von Deutschlands schwerer und, was auch
in Basel anerkannt wurde, nicht weiter zu steigernder Steuerlast nur

ein Zwanzigstel an die inneren Gläubiger fließt, in England da-
(

gegen ein Drittel und in Frankreich ein Viertel-.

Um in dieser wichtigen Frage ganz klar zu sein, teile ich noch
diegenaueren Zahlen mit, um die es sich handelt. Die gesamten
Iahresausgaben (1928) betragen in Frankreich für Staat und Ge-

meinden 66,2 Milliarden Frank. Davon entfallen 18,1 bis 18,5 Mil-
liarden Frank ian den inneren Schuldendienst. Das ist mehr als
ein Viertel. In England (1928Jl929) betragen die Gesamtausgaben
von Staat und Gemeinden 1205 Millionen Pfund (einschließlich
85 Millionen für Sozialversicherung).
inneren Schuldendienst von Staat und Gemeinden 599 Millionen

Pfund, also fast genau ein Drittel und, wenn man von den Gesamt-
ausgaben die Ausgaben der Sozialversicherung abzieht, sogar mehr
als ein Drittel. Durch Steuern, Abgaben und Beiträge brauchten
von den englischen Gesamtausgaben (einschließlichSozialversicherung)
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UUV 931 Millionen Pfund gedeckt zu werden; davon bildet der an

die inneren Gläubiger zurückfließendeBetrag also sogar 43 v.H.l
«

In Deutschlandbetrugen die Gesamtausgaben 1928 25 Mil-
liarden R einschließlich4,5 für Sozialversicherung (Invaliden-,
Kranken-,Unfall- und Arbeitslosenversicherung). Davon entfielen

ausf
den inneren Schuldendienst von Reich, Ländern und Gemeinden

zu ammen 1,2 Milliarden (ohne Gemeinden 790 Millionen) RM.
Das ist etwa ein ZwanzigsteL

. Schließlichnoch ein Vergleich vom Standpunkt der Z ahluns
gen nach auß en. In den letzten zehn Jahren hat das deut che
Volk nach außen an Reparationen unbestritten mehr als 12 il-

liarden RM. in bar.gezahlt. Das ist sechs bis achtmal soviel wie
die deutschen inneren Kriegsgläubiger in der gleichen Zeit erhalten
haben. Die gesamten Leistungen an die früheren Kriegsgegner seit
dem Waffenstillstandwerden von der Deutschen Reichsregierung auf
68 Milliarden, vom Washingtoner Institute ·of Economics auf
37 Milliarden RM. geschätzt.

Die Folge ist Armut. Ieder lebt von der Hand in den Mund.

Reserven fehlen. Der Rentner als Kapitalist, auch als Klein-

kapitalist, ist in Deutschland nicht mehr vorhanden. Daher fehlt es

überall an Kapital. Fabriken, Häuser, selbst Paläste, Landgüter,
Kanäle, Straßen sind noch da, aber niemand kann sie kaufen, nie-
mand kann sie verkaufen, es sei denn zu lächerlichen Preisen. So

müssen wir ganz von unten wieder anfangen, Uns langsam durch
die Armut hindurchzuarbeiten.

Das wird lange dauern. Durch pathetische Worte, durch laien-

hafte Eisenbartkuren, durch Mord und Totschlag können wir diese
Tatsachen nicht aus der Welt schaffen. Nur ernste nüchterne Be-

sinnung und fester Wille können uns langsam unseren Weg bahnen.

Aber wenn man uns von außen sagen will: Wir seien gut
daran, weil von unseren Steuern so wenig an unsere inneren Gläu-

biger fließt, so lehnen wir solchen falschen Zuspruch ab und sagen
deutlich, wie es wirklich steht.

"

Was hat Deutschland für den Frieden getan?
Von Dr. K. Schwendemann

«DieAufgabe der in diesen Tagen beginnenden allgemeinen
Abrüstungskonferenzist nach dem Wortlaut des Artikels 8 der Völker-
bundssatzung,san Grund dessen diese Konferenz einberufen worden
ist, die Herabsetzungund Begrenzung der Rüstungen oder, vom

Standpunkt der bereits abgerüsteten Staaten aus formuliert, der
Rüstungsausgleich durch die Abrüstung der hochgerüstetenStaaten
nach Maßstab und Methodender deutschen Abrüstung. Ebenso wie
das vom Beginn der Abruftungsverhandlungendes Völkekbundes
san gleich seit dessen Gründung
geschehen ist, wird zweifellos
auch auf der Abrüstungskonfes
renz versucht wer-den, mit dem

Abrüstungsproblemandere poli-
tische Probleme zu verbinden. 16«0-1715··-·.—
Das französische Memorandum 17104789"""«"7
zur Abrüstungsfrage vom 17 1801 »m-

15».Iuli letzten Iahres hat dies
mit aller Deutlichkeit angeküns
digt. Frankreich beabsichtigt
offenbar, die Abrüstungskonfes
renz zu einer Sicherheitskonfes
renz zu machen und damit die
Verhandlungen der Abrüstungs-
konferenz wieder mit politischen
Fragen zu. befassen, deren Lö-

sung sich bisher noch immer als
unlosbar erwiesen hat. Frank-
reich faßt diese Bestrebung unter
dexn Schlagwort der Sicherung
bzw. der Organisation des
Friedens zusammen. Es versteht
darunter einen internationalen

Garantie- und Schiedsvertrag
fur· die Sicherung der heutigen
Besitz-.und Machtlage Europas
Und die Ergänzung dieses Ver-

trages durch den Ausbau eines
-

Volkerbundssanktionssystemsdas die pganze Welt zur Hilfe
gegen einen eventuellen An-
greifers verpflichten foll, h.
gegen Jeden Staat, der versuchen
sollte, d,en heutigen Besitzstand
gewaltsam anzutasten. Es liegtaUf der Hand,daß diese Art der
»Orgamsationdes Friedens«
mcht dem Frieden an sich son-
dern in erst-er Linie dem«Ver-
saillerVer-trageund den anderen
Pariser Vorortverträgengilt d.
h. ein Instrument einseitig zum
Nutzender Gewinner des Welt-

krilsgesstseixgvürdem
Der Frie-

«Szu an
, er damit geschaffen werden soll, würde der we entlich ten

Frieixnsgrundlaggder Gegenseitigkeitund Gerechtigkeit sentbehifcew
der Oemgegenübergibt es eine andere gerechtere Auf astng von

dem chrganisationund Sicherungdes Friedens. Sie ist von der

dahiLeåiRegierungstets in Genf vertreten worden und lautet

Ver zcklaß
ein gesicherter Friede, d. h. ein Zustand, der kriegerische

mwa ungen ausschaltet, nur dann möglich ist, wenn eine inter-
ionale Rechtsordnungaufgebaut wird, die geeignet ist, im Ent-

16104648 —-

vormarsctslinien
1802-181Z -.-,

d O1 Its-II.

1871-1 »Hm-

stehen begriffene Konflikte des Völkerlebens zu beseitigen. Denn
aus den Konflikten des Völkerlebens entstehen die Kriege, und wer,
wie Frankreich das tut, durch ein militärisches Sanktionssystem den

Krieg gegen den Krieg zu organisieren versucht, will das Übel am

Symptom anstatt an der Wurzel kurieren. Er reguliert nicht das

Feuer unter dem Kessel, um eine Explosion zu verhüten, sondern
will den Deckel des Kessels festschrauben. Trotz allem ist zu
erwarten, daß auf der Abrüstungskonferenz die alten französischen

Bestrebungen, wie sie im soge-
nannten Genfer Protokoll ihren
umfassendstemAusdruck gefunden
haben, wieder in den Vorder-

grund geschoben werden. Frank-
reich und die mit ihm verbün-

deten Staaten werden wieder an-

statt von Abrüstung von Orga-
nisatlon des Friedens, anstatt
von Verminderung militärischer
Bedrohung, wie sie die heutigen
Rüstungen darstellen, von der

Aufstellung ieiner internationalen

Armee, von internationalem Ge-

neralstab und von Kriegsvors
bereitungen gegen eventuelle An-

greifer zu sprechen versuchen.
Wie von offizieller französischer
Seite mehrfach auch in letzter
Zeit angekündigt worden ist,
will man die Ratifizierung der

sogenannten Generalakte, einer
im Jahre 1928 auf französisches
Drängen)zustandegekommenen ab-

geschwächten Neuauflage des

Genfer Protokolls, verlangen.
Man will offensichtlich von

Deutschland fordern, es solle
neue Verträge zur ,,Organisa-
tion und Sicherung des Frie-
dens« unterzeichnen. Diese Ver-

tröge sollen nach französischem
Willen eine Anerkennung des
territorialen status quo, d. h.
also indirekt ein Ostlocarno in

sich schließen. Man wird das in

Genf jahrelang versuchte Spiel,
Deutschland vor die Entschei-
dung zu stellen, entweder seine
ungerechten Ostgrenzen anzu-
erkennen oder als Feind des

Friedens zu erscheinen, von

neuem beginnen wollen.

Die deutscheÖffentlichkeitmuß
von vornherein diese Din e im

«r·-«-»dgo

richtigen Lichte sehen. Die Phraseologie, mit der die franzöischen
Sicherheitsthesen eingewickelt zu werden pflegen, ist für arglose
Freunde des Völkerbundgedankensund des Friedens auch in Deut ch-
land nicht« selten irreführend. Man kann heute manchmal on

hören, Deutschland müsse auf der Abrüstungskonferenzdem Sicher-
heitsbedürfnis Frankreichs Zugeständnissemachen,·

es müssedie
Generalakte unterschreiben, wenn es nicht in eine« ungünstige

moralische Position kommen wolle. Diejenigen, die sie argumen-

55
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tieren, scheinen ganz zu vergessen, daß es Deutschland mit den

französischenSicherheitsthesen so ähnlich geht wie es Gretchen in

Goethes Faust geht: Deutschland hat für die französischeSicherheit
schon so viel getan, daß ihm zu tun nun nichts mehr übrigbleibtl
Was hat Deutschland für die »Organifation und Sicherung des

Friedens« bisher getan?
Es hat zunächst einmal, freilich nur unter Zwang, den Ver-

sailler Vertrag unterschrieben, diesen ungerechtesten, einseitigsten
und durch seinen Artikel 227——231 wohl auch moralisch minder-

wertigsten Friedensvertrag der neueren Zeit-. Es hat die ungeheuren
Lasten dieses Vertrages, soweit es nur irgend konnte, und bis zum
eigenen Niederbruch auf sich genommen und weitergeschleppt. Als
nach Jahren der Bedrohung, der Diktate und militärischen Be-

setzungen sich langsam bei den Siegermächten die Kriegspsychose
verflüchtigte und der Weg gegenseitiger Vereinbarungen betreten

wurde, hat Deutsch-
land im Februar
1925 die Anregung
zu einem Abkommen

Die DijstunqsindustrienEuropas

Anzahl kränkt-achhelqienDeutschlciPolen li- «
der »

Friedensskche«
MWO ,

-
L

z «
» rung mit seinen

zurllemellutsq
( F O »O Is-. Nachbarn gegeben,

HM
LU

s —» s aus der nachher der
W W

«

Vertrag von Tocarno
ists

(

und Deutschlands

»Um-W —f
«

Eintritt in den Völ-
'

- kerbund ich er aben.
ewemen Was deeutetgder

»

»
«

Vertrag von Locarno

.. .—!
"«« O als ntrument der

HsfsiFrigeisissicherung?
X« Hilf-L II

- «

: Ex:Mir-M»Sie-u
Sancta-mä- schnellebigen Zeit

M f schon vergessen. Der
7

«

Vertrag bedeutet, daß

7l nktiiteutslcihklftraiitzxölsisogiee(

.«.sss7·xxl " .

IWW uswdeuftscxzklzklrgisache- ais-W renze reiwi ig. n-

llkivqss erkannt und ian Jede

MW ! IzkxltxgpkxkimssgzrWiss
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-

n zichtet,»sondern daß
USE-W

-
wir dies auch hin-

WM Wiss-is H- sichtlich der entwin-
»"«V U

"

tarisierten Rhein-»
landzone getanhaben.

Der Vertrag besitzt außerdem die Garantie Englands und Italiens.
Frankreich erhielt mit diesem Vertrage demnach nicht nur einen prak-
tischen Verzicht aus Elsaßssothringem sondern auch die Anerkennung
des vor seinen Grenzen geschaffenen militärischenGlacis und außer-
dem die Garantie englischer und italienischer Hilfe im Falle eines

deutschen Angriffs. Es erhielt das Höchstmaßpolitischer und mili-

tärischer Sicherung für seine Ostgrenze, die völkerrechtlich überhaupt
zu verwirklichen ist. Nach Tocarno hat Frankreich keinerlei Anspruch
auf irgendwelche Sicherheitsgarantien seitens Deutschlands.

Wie steht es im Osten? Durch die mit Polen und der

Tschechoslowakei in Tocarno abgeschlossenen Schiedsverträge hat
Deutschland ausdrücklich auf jede gewaltsame Änderung seiner öft-
lichen Grenzen verzichtet. Was kann man von einem Staate dessen
Grenzen so ungerecht und unmöglich verlaufen wie die deuts e Ost-
grenzen, mehr an Verzicht verlangen? Aber Polen und mit ihm
Frankreich — Frankreich im Namen seiner angeblich bedrohten
Sicherheit! — fordern trotzdem ein Ostlocarno, d. h. dasselbe für
die deutsch-polnische Grenze, was- Deutschland für die deutsch-

französische in Tocarno zugestand. Die Generalakte, deren Unter-
zeichnung manche deutschen Friedensfreunde wünschen, ist nichts
anderes als ein verkapptes Ostlocarno. Sie ist ein genereller
Schiedsvertrag, nicht nur für rechtliche, sondern auch für politische
Streitfälle und sieht in ihrem Artikel 28 ausdrücklich vor, daß

— politische Streitigkeiten nicht nach Recht und Billigkeit, sondern
sauf Grund des positiven Völkerrechtes, d. h. auf Grund der
Verträge, zu entscheiden sind. Der deutschqpolnische Grenzstreit
kann nach der Generalakte nur auf Grund der Bestimmungen
des

dVersaillerVertrags, d. h. also gegen Deutschland entschieden
wer en.

Dieser Weg zur »Sicherung des Friedens« ist für Deutschland
ungangbar. Man muß es mit aller Deutlichkeit aussprechen und
immer wieder unterstreichen, daß Deutschland alles, was es an völkeri

rechtlichen Garantien zur Sicherung des Friedens, d. h. also in erster
Linie zur Sicherung
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England dies nur mit vielen Vorbehalten taten, die den Kelloggpakt
wesentlich und vielfältig einschränken. Schließlich ist Deutschland
entwaffnet, es besitzt, verglichen mit seinen Nachbarn, eine derartig
lächerlich geringe Rüstung, daß auch die entfernteste Möglichkeit
einer militärischen Bedrohung für diese nicht besteht. Frankreich
und seine Bundesgenossen besitzen nicht nur das Höchstmaßvölkers
rechtlicher Sicherung, das überhaupt unter den gegebenen Verhält-
nissen denkbar ist, sondern sie besitzen ein solches Übermaß militä-

rischer Sicherung infolge der sdeutschen Entwaffnung, daß jede
Sicherheitsforderung von ihrer Seite, die etwa an Deutschland »ge-

stellt wird, kaum anders denn als zynische Verleugnung offen-
kundiger Tatsachen bezeichnet werden kann. Sicherheit muß dagegen
Deutschland verlangen, und diese Sicherheit kann ihm nur werden

durch den Rüstungsausgleich, durch die Beseitigung der Wehrlosig-
keit, in die es durch die einseitige Abrüstung des Versaillser Ver-

trages versetzt worden ist. Dies ist die Aufgabe der Abrüstungs-
konferenz: Sicherheit für Deutschland durch die Abrüstung seiner
hochgerüstetenNachbarn.

"

·

Um die Reichspräsidentschasi
Von Dr. Georg Kaisenberg, Ministerialrat im Reichsministerium des Innern.

Aus dem Zweiten Wahlgang der Reichspräsidentenwahl am

26. April 1925 ist Generalfeldmarschall paul von Hinden-
b u r g als R e i ch s p r ä s id e n t hervorgegangen. Die Volkswahl
hatte bei einer Wahlbeteiligung von 77,6 v.H. folgendes Ergebnis:

paul von Hindenburg . 14 655 641 Stimmen = 48,3 v.H.,
Wilhelm Marx . . . 13 751 605 ,,

= 45,3 v.H.,
Ernst Thälmann . . . 1931 151 »

= 6,4 v.H.,
Zersplittert 13 416 ,,

= 0,0 v. H.
- Zusammen: 30 351 813 Stimmen = 100,o v. H.

Dazu: ungültige Stimmen 216 061 Stimmen,

Insgesamt: Zo 567 874«Stiminen.
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Der Reichswahlausschuß stellte am 5., Mai 1925 fest,
daß der Anwärter Generalfeldmarschall von Hindenburg die

meisten der cabgegebenen gültigen Stimmen erhalten«hat, und er-

klärte von Hindenburg, der sich mit Schreiben vom 29. April 1925
an den Reichswahlleiter bereit erklärt hatte, .die Wahl anzunehmen,
für gewählt. Das Wahlprüfungsgericht beim Reichstag
erkannte am s. Mai 1925 für Recht: »Die am 26. April 1925 voll-

zogene Wahl des Generalfeldmarschalls paul von Hindenburg in

Hannover zum Reichspräsidenten ist endgültig.« Die feierliche
Vereidigung vor dem Reichstag nach Artikel 42 der Reichs-

verfassung fand am 12. Mai 1925 statt. —
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Der Oeimaidienst

Das Amt des Reichspräsidenten dauert sieben Jahre. Diese
siebenjährige Amtsperiode beginnt mit dem Tage, an

dem der Reichswahlausschußden Anwärter zum gewählten Reichs-
präsidenten erklärt hat. Dies ist der 5. Mai 1925, so daß am

s. Mai 1932 die Amtsperiode des gegenwärtig amtierenden Herrn
Reichspräsidentenihr Ende erreichen wird.

Das Vertrauen zu der verehrungswürdigen Persönlichkeit des

Herrn Reichspräsidenten von Hindenburg ist so allgemein und so
groß, daß seit langem in politischen Kreisen immer wieder der

Gedanke erörtert worden ist, seine Amtszeit zu verlängern. Die

außen- und innerpolitischen Schwierigkeiten sind für die Vornahme
einer allgemeinen Volkswahl nicht förderlich. Reichskanzler
Dr. Brüning entschloßsich daher nach Einvernehmen mit dem Herrn
Reichspräsidenten,den Versuch zu machen, auf parlamentarischem
Wege durch ein verfassungänderndes Gesetz die

Amtszeit des amtierenden Herrn Reichspräsidenten zu ver-

längern. Dieser Versuch ist an dem Widerstand der sog. Harz-
burger Front gescheitert.

Bei dem Vorschlag des Herrn Reichskanzlers hat es sich keines-
wegs, wie Adolf Hitler in seiner Denkschrift auseinanderzusetzen
versucht hat, um Ersetzung der Volkswahi durch die Parlaments-
wahl gehandelt, vielmehr um die Verlängerung der Amtsdauer des
aus allgemeiner Volkswahl hervorgegangenen Reichspräsidenten
durch verfassungänderndes Gesetz, eine Maßnahme, die ohne wei-
teres nach Artikel 76 der Reichs-verfassungzulässig gewesen wäre.
Denn Artikel 76 bestimmt, daß und in welchen Formen die gesetz-
gebendenKörperschaften die Verfassung ändern können. Wie
Reichskanzler Dr. Brüning in seiner Antwort an den Führer der

NationalsozialsistischenDeutschen Arbeiterpartei Adolf«Hitler zu-
treffend hervorhebt, ist der Satz »Die Verfassung kann im Wege der
Gesetzgebunggeändert werden« allgemein gefaßt, und es ist kein

Grund ersichtlich, warum nicht in den Formen des verfassung-
cindetnden Gesetzes von der Regelung des Artikels 43 Abs. 1 der

Reichsverfassung,wonach das Amt des Reichspräfidentensieben
Jahre dauert, im Einzelfalle sollte abgewichen werden können.

Daß auch der Herr Reichspräsidentselbst an den Grundbestims
mungen der Verfassung über die Volkswahl des Reichskräsidenten
nichts geändert wissen wollte, steht fest; denn gerade Reichs-
präsident von Hindenburg hat in seiner Ansprache bei der Vereidi-
gung im Reichstage am 12. Mai 1925 es besonders unterstrichen,
daß ebenso wie der Reichstag der Reichspräsident seine
politische Macht auf die allgemeine Volkswahl stützt.
Er führte damals aus: ,,Reichstag und Reichspräsident gehören
zusammen, denn sie sind beide unmittelbar aus den Wahlen des
deutschen Volkes hervorgegangen. Aus dieser gemeinsamen Grund-
lage allein leiten sie ihre Machtvollkommenheiten her. Beide zus-
sammen erst bilden die Verkörperung der Volkssouveränität, die
die Grundlage unseres gesamten heutigen Verfassungslebens bildet.

Dasist der tiefe Sinn der Verfassung, auf die ich mich soeben durch
mein Manneswort feierlich verpflichtet habe.« Mit diesen Worten
hat der Herr Reichspräsident die besondere staatsrechtliche
Stellung des deutschen Staatsoberhauptes außerordentlich treffend
charakterisiert.

.

Die Stellung des deutschen Reichspräsidenten
ist wesentlich verschieden von der Stellung der Staatsoberhäupteranderer RepublikemEin Vergleich der staatsrechtlichen Stellungder verschiedenen republikanischen Staatsoberhäupterzeigt, daß der
deutscheReichspräsidenteine staatsrechtlich sehr bedeutsame Stel-
IUUg hat. Der amerikant e rä id t
einer Volkswahl hervor.

sch P f en geht auch aus

aber keine Tegislative Der deutsche Reichspräsidenthat zwar keine
eigentlicheTegislative, aberdie Möglichkeiten,au dem We e des

DiktaturartikelsMaßnahmenzu treffen, die einfenGesetzegsersatz
garstellemsind außerordentlichweitreichend, wie ja gerade die

taatspraxis der Jungsten zeit zeigt. Der Präsident der

ftanzosifchen Republik wird von der Rationalversammi
lungzder Vereinigung von Senat und Deputiertenkammer, gewählt.
Er·ist im wesentlichen repräsentatives Staatsorgan und hat bei
weitemnicht die staatsrechtliche Stellung wie der deutsche Reichs-

Fasidentoder der Präsident der Vereinigten Staaten von Amerika.
»e: Bundespräsident von Qsterreich hatte bis zur

gkektetchischcnVerfassungsreform1929 im wesentlichen nur die
ertretung nach»außen.Er verfügte nicht über das Bundesheer,

gxtchhatte er nicht das Recht zur Regierungsernennung. Durche Verfassungsrefoim1929 wurde der Bundespräsidentzu einem

Er hat zwar die unbeschränkteExekutive, »

staatsrechtlich erheblich bedeutsameren Organ gestaltet. Während
in der alten österreichischenVerfassung der Nationalrat eine fast
absolutistische Stellung einnahm, hat die Verfass ungs-

reform das Gewicht der staatlichen Autorität zum Teil auf den

Bundespräsidentenverlegt. Er hat das Recht der Ernennung und

Entlassung der Bundesregierung, das Recht der Auflösung des

Nationalrats, den Oberbefehl über das Bundesheer sowie ein Ver-

ordnungsrecht erhalten, das den Diktaturbefugnissen des Reichs-
präsidenten nach Artikel 48 der Reichsverfassung nahekommt. Die

österreichischeVerfassungsreform hat aber auch die Folgerung aus

dieser Umgestaltung des Amtes des Bundespräsidenten gezogen.
Während der Bundespräsident früher auf vier Jahre von der

Bundesversammlung, dem vereinigten Rationalrat und

Bundesrat, gewählt worden ist, wird er nach der neuen Verfassung
durch das Volk gewählt, und zwar auf sechs Jahre. Also auch
die österreichischeVerfassungsreform ist von dem Gedanken aus-

gegangen, daß die Machterweiterung des Staatsoberhauptes sich
nur rechtfertigen läßt, wenn auch dieses Staatsorgan gleichwie

das Parlament aus allgemeinen Volkswahlen hervor-
geht, sich also unmittelbar auf das Fundament der demokratischen
Volkswahl stützen kann.

Allerdings hat man in Osterreich zunächstkeine Reuwahl des

Bundespräsidenten durch das Volk vorgenommen. Mit Rücksicht
auf die innerpolitische Tage hat man eine allgemeine Volkswahl
nicht für zweckmäßiggehalten. Ein Bundesverfassungsgesetz vom

8. Oktober 1931 hat die erstmals nach dem Inkrafttreten der Ver-

fassungsnovelle vorzunehmende Neuwahl des Bundes-

präsidenten abweichend von der neuen Bundesverfassung ge-
(

regelt. Für die erste Wahl wurde bestimmt, daß der Bundes-

präsident von der Bundesversammlung wie bisher in geheimer Ab-

stimmung gewählt wird und daß das Amt des gewählten Bundes-

präsidenten nur vier Jahre dauert-. Die Wahl fand am 9. Oktober

1931 statt. Der bisherige Bundespräsident Miklas wurde wieder-

gewählt. ·

Jn Osterreich ist man also einen ähnlichen Weg gegangen
wie seinerzeit in . der Nationalversaminlung und im Deutschen
Reichstag 1922.. Reichspräsident Ebert war auf Grund

des § 7 des Gesetzes über die vorläufige Reichsgewalt von der

Rationalversammlung gewählt worden. Rach dem zweiten Satze
des § 7 dauerte sein Amt bis zum Amtsantritt des neuen Reichs-
präsidenten, der auf Grund der künftigen Reichsverfassung gewählt
wird. Artikel 180 Satz 2 der Reichsverfassung bestimmte ursprüng-
lich: ,,Bis zum Amtsantritt des ersten Reichspräsidenten wird sein
Amt von dem auf Grund des Gesetzes über die vorläufige Reichs-
gewalt gewählten Reichspräsidentengeführt.« Diese Bestimmung
war also lediglich eine verfassungsmäßigeBestätigung der Bestim-
MIMgeU des Gesetzes übersdie vorläufige Reichsgewalt. Reichs-
präsident Ebert selbst hatte den lebhaften Wunsch, die Neuwahl des

Reichspräsidentenstattfinden zu lassen, sobald die inner- und außen-
politischen VerhältnisseDeutschlands eine solche Wahl erlaubten.
Nach der Entscheidung über Oberschlesien schien zunächstdie Zeit für
die Neuwahl gekommen zu sein. Indessen kam dann die Ermordung
Rathenaus mit ihrer schweren innerpolitischen Beunruhigung. So

beschloß der Reichstag, nicht zuletzt unter dem starken Einfluß
von Stres emann, das Gesetz zur Änderung des Artikels 180
der Reichsverfassung vom 27. Oktober 1922, wonach der von der

Rationalversammlung gewählte Reichspräsident das Amt bis zum
Zo. Juni 1925 führt. Reichspräsident Ebert hat das Ende seiner
verfassungsmäßigenAmtsperiode nicht erlebt. Er ist am 28. Februar
1925 verstorben. -

«

»

Nachdem es dem Reichskanzler Dr. Brüning nicht gelungen ist,
die verfassungsmäßigerforderliche breite Front für eine Verlänge-
rung der Amtsdauer des amtierenden Herrn Reichspräsidenten
im Wege eines verfassungändernden Reichsgesetzes zu erlangen,

hat der Herr Reichspräsident am 12. Januar 1952 den Herrn
Reichskanzler nach Vortrag gebeten, von einer. weiteren Ver-

folgung des Weges einer parlamentarischen Lösung der
Verlängerung seiner Amtsdauer Abstand zu nehmen. Es wird

also demnächstder Reichstag den Wahltag für die zweite -

Reichspräsidentenwahl zu bestimmen haben.
,

Die Be-

stimmung geschieht durch einfachen Mehrheitsbeschluß-
also nicht in Form eines Gesetzes. Mit der Beschlußfassungüber
den Ersten Wahlgang kann gleichzeitig ein Eventualbeschlußüber

den Zweiten Wahlgang verbunden werden, falls ein ZweiterWahl:
gang erforderlich werden sollte, ein Verfahren, wie es.auch bei

der ersten Reichspräsidentenwahl1925 gehandhabt worden ist.

Z?
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ElasiischeGeireidepolitik
Von Reichskommissar Dr. Fritz Baade, M. d. R.

Etwa seit dem Jahre 1929 ist in der deutschen Getreidepolitik
ein grundlegender Umbau begonnen worden. Die früher starren Ge-

treidezölle sind beseitigt worden, Statt dessen hat die Regierung
die Ermächtigung erhalten, den Zoll unbegrenzt herauf- und her-
unterzusetzen, und zwar so, daß die Getreidepreise möglichst eine
mittlere Höhe innehalten; im gemeinsamen Interesse der Landwirte
und der Verbraucher.

’

Die Bedeutung dieses Umbaues ist in der Öffentlichkeit viel zu
wenig erkannt und gewürdigt worden. Natürlich ist es nicht ganz
leicht für die Regierung, es allen Beteiligten bei der Festsetzung der-

Getreide- und Brotpreise recht zu machen. Die Verbraucher werden
immer die Neigung haben, den Brotpreis zu hoch zu finden, während
gleichzeitig den Landwirten der Getreidepreis zu niedrig ist. Die

verschiedenen Interessenten: Getreidehandel, Müllergewerbe,Bäcker-
gewerbe, werden gerade bei dem elastischen System der Getreide-
politik und den dabei notwendigen Eingriffen der Regierung häufig
unzufrieden sein und sich geschädigt fühlen. Angesichts der unsach-
lichen Formen des politischen Kampfes, die sich in Deutschland leider

herausgebildet haben, kommt es dann nur zu leicht, daß dein publi-
kum bei allen Maßnahmen immer nur das Negative, das Beengende
oder Unbequeme vor« Augen gestellt wird, wodurch dem Volke

schließlichder Blick für die großen Zusammenhänge und für die Not-

wendigkeit der Maßnahmen als Ganzem verlorengeht.
Aus diesem Grunde ist es

.
wohl nötig, sich einmal ganz
sachlich-.klarzumachenz swarumrdie

alte Getreidepolitik mit starren
Dei- deutschepcxggnpreis

annähernd mehr in der Schärfe, wie dies in den Jahren 1925X26,
1926X27 und 1927j28 zu verzeichnen war. Durch die allgemeine Ein-
schränkungder preisschwankungen ist also auch der besondere Übel-
stand gemildert worden, daß der preis niedrig ist in den Monaten,
wo der Tandwirt seine Ernte verkauft, dagegen besonders hoch in
den letzten Monaten, wo er nichts mehr zu verkaufen hat. Es
kann daher gar kein Zweifel daran sein, daß diese elastische Ge-
treidepolitik sich für den Landwirt bereits wesentlich günstiger aus-

wirkt als das frühere starre System. .

"

Aber auch der Verbraucher hat seine Vorteile gehabt. Das
nächsteSchaubild zeigt uns die Gestaltung des Brotpreises seit 1925.
Auch hier ist zu sehen, wie sehr die Schwankungen des Brotpreises
sich etwa seit Ende 1928 verringert haben, wobei insgesamt der

Brotpreis eine langsam nach unten gerichtete Tendenz aufweist.
Ganz besonders wichtig ist es, daß die Verringerung der preis-
schwankungen des Getreides auch die Möglichkeit geboten hat, die

übermäßig hohe Spanne zwischen Kornpreis und

Brotpreis wieder etwas abzubauen. Jn den Jahren der

starken Getreidepreisschwankungen ist die Spanne zwischen Mehl
und Brot in Berlin von 12 «an 19 pf. je leg-, also um 7 pf. je Ikg
gestiegen. Unter der Wirksamkeit der neuen Getreidepolitik mit
ihrer Eindämmung der preisschwankungen ist ein Abbau der preis-
spanne erzielt worden, und zwar zunächst auf 15 pf. je ikg, wobei

jedoch »die Regierung noch immer

bemüht ist, auch diese Spanne
im gemeinsamen Interesse von

Zöllen und starren Einführ-
scheinen verlassen werden mußte,
und was die neue Getreide-

politik, deren Ausbau nochnicht
einmal ganz abgeschlossen ist,

. bisher im Gegensatz zu der

früheren Zeit geleistet hat.
Dies erkennt man am besten,

wenn man einen Blick auf die

Gestaltung des deutschen Roggen-
preises von 1924 bis 1931 wirft. (
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Erzeugern und Verbrauchern
weiter abzubauen.

Es ist nun wichtig, sichklar-

zumachen, mit welchen Mitteln
dieser Abbau der preisfchwans
kungen erreicht worden ist. Der

Fehler des alten, starren Systems
200 bestand darin, daß der Getreide-

zoll unverändert blieb, ganz
gleichgültig, ob die Weltmarkt-

.
— preise besonders hoch oder be-

.
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Zoll trat noch der EinfuhrscheinDeutlich hebt sich hier die ;-

periode der alten Getreide-

Bolitik1924 bis 1928 von der
, , »

s

,

eriode der neuen Getreide-
"

«
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v
sonders niedrig waren. Zum

hinzu, welcher die Ausfuhr stei-
gern sollte. Dadurch kam es

aber, daß wir in guten Ernte-

jahren unsere Roggenüberschüsse
zu Spottpreisen auf den Welt-

o .
markt warfen und in schlechten

allem in einer starken Ver-

minderung der preis-

n
.

’1924’ers-esMo 26J272728Mo Mo ZoxziZIXZL Jahren zu sehr vier höheren
DU» preisen zurückkaufen mußten.

schwankungen. Unter der
alten Getreidepolitik ist der

Roggenpreis mehrmals fast bis auf das Doppelte gestiegen und dann·

wieder fast bis auf die Hälfte heruntergegangen. Von 130 M. die
Tonne Anfang 1924 stieg der Roggenpreis auf 250 M. im Februar -

1925, also iauf das Doppelte; er ist dann trotz der Einführung der Ge-

treidezölle im Winter 1925J26 auf 145 M. zurückgegangen,also fast
auf die Hälfte, und er hat sich dann wieder im Jahre 1927 ver-

doppelt auf 280 M. und ist im Frühjahr 1928 nach einem vorüber-

gehenden Rückgang nochmals auf 280 M. gestiegen.
Bemerkenswert ist dabei auch der starke Unterschied zwischen

den ersten Monaten und den letzten Monaten der verschiedenen
Erntejahre. Während am Anfang der Erntejahre, besonders nach
der guten Ernte von 1925, die preise monatelang ganz niedrig
standen, brachten die letzten Monate der Erntejahre, besonders
1924J25, I926J27, 1927728 scharfe preissteigerungen. Die preise
waren also in den Monaten besonders hoch, wo der Landwirt kein

Getreide mehr zu verkaufen hat, und der Verbraucher wurde ein-

seitig belastet, ohne daß der Landwirt einen Vorteil davon hatte.
Alles dies hat sich seit dem Beginn der neuen Getsreidepolitik

wesentlich gebessert. Das Ausmaß der preisschwankungen ist viel
kleiner geworden. Während vorher die Spitzen zwischen 120 und

280 M. lagen, liegen sie seit 1929 nur noch zwischen 150 und

205 M. die Tonne. Das durchschnittliche Niveau hat sich etwas er-

mäßigt, dies entspricht aber nur dem allgemeinen durchschnittlichen
Absinken des preisniveaus. Der Großhandelsindex, der sowohl Jn-
dustrieware wie Agrarprodukte enthält, ist von 140·im Jahre 1·928
auf 107 Ende 1931 zurückgegangen. Gegenüber dieser allgemeinen
Senkung des preisniveaus schneidet auch das Durchschnittsniveau
des Roggenpreises für den Landwirt noch recht günstigab. Sehr
wichtig ist auch, daß eine gewisse preissteigerung in den letzten
Monaten des Erntejahres zwar immer noch vorhanden ist, aber nicht
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Sohaben wir beispielsweise im
Winter 1925J26 ür unseren aus-

geführten Roggen auf dem Weltmarkt abzüglich racht nur etfva

120 M. für die Tonne er ielt, während wir 14 Monate später für die

Deckung unseres Zuschu bedarfes 240 M. je Tonne ans Ausland

bezahlen mußten. Wir haben damit den Fehler begangen, vor dem

Friedrich der Große in seinem politischen Testament ausdrücklich ge-
wsarnt hat: »Das ist eine schlechte Wirtschaft«, sagt Friedrich der

Große in seinem politischen Testament, »wenn man das Getreide

für einen Thaler verkauft, das Land durch die Ausfuhr entblößt
und später für 2 Thaler zurückkaufenmuß.«

Der Kurswechsel in der deutschen Getreidepolitik seit dem

Jahre 1928l29 hat tatsächlich iin wesentlichen darin bestanden, daß
man die Grundsätze, die Friedrich der Große schon seinerzeit in der

Getreidepolitik verwirklicht hatte, wieder zu Ehren gebracht hat.
Diese Grundsätze sind im politischen Testament Friedrichs des

Großen klar ausgeführt:
·

,,Grundregeln gibt es für-alles und für alle Länder. Der

Fehler der Regierenden ist es nur, daß sie nicht mit genügender
—

Mühe und Sorgfalt danach suchen. Warum, weiß man weder in

Frankreich noch in England, wann die Getreideausfuhr nützlich
oder schädlich ist? Weil man in diesen Tändernweder den

Ertrag der Ernten kennt, noch weiß, wieviel Getreide zur Er-

nährung der Bewohner gebraucht wird. Jn meinem Staate habe
ich darüber eine Aufstellung gemacht; ich weiß, was jede pro-
vinz verbraucht, was jede provinz übrig behält, oder wieviel sie
gegebenenfalls zum Unterhalt ihrer Bewohner noch hinzukaufen
muß. Um das um so sicherer abschätzenzu können, habe ich eine

Ernte-Ertragsaufstellung machen lassen für gute, mittlere und

schlechte Jahre, und danach kann ich dann beurteilen, ob es für
uns gut sein wird, den Getreidehandel freizulassen, oder, wie weit

·

man die Ausfuhr beschränkenmuß. Selbst polen ist in diese Be-



Dei- Heimatdienst

rechnung mit einbezogen, und um euch ein Beispiel zu geben, will

ich anführen, was jetzt geschieht:
Ich habe Päfse ausgegeben zur Ausfuhr von 9000 Wp.

Weizen und Roggen aus Magdeburg und der Altmark. Sie ver-

kaufen den Roggen zu IRthl.
2 -Gr., und selbst wenn sie zu-

. viel exportieren, so macht das Der Broipreis

auf die Mengen bemessen, die wirklich gebraucht werden. Dabei wurde

der Zoll hochgehalten, wenn wir keine Zufuhren brauchenkonnten.
Umgekehrt wurde das Getreide zu verbilligtem Zoll hereingelassem
wenn dies« nötig war, um den Verbraucher vor einer übermaßigen

Preissteigerung zu schützen.Bei(

der Ausfuhr wurde auf die künf-
tige Versorgungslage Rücksicht

, nichts, weil wir in Polen den
-

Scheffel zu 12 Gr. kaufen 5odurctischnilklickiesjßrvlpreisin11Grabs-tödten
genommen. Jm ganzen betrachtet
ist die Aussuhr überhaupt auf

. können; bis Berlin kommt er

.
. auf 14 Gr. zu stehen, so daß . l

das Land am Scheffel 12 Gr.
—-·———— —

. gewinnt. Wenn aber die Ernte

schlecht ausgefallen ist, und in

Polen die Getreidepreise höher
sind, dürft ihr die Ausfuhr
nicht zulassen, oder es geht

Einwirk-
50 ein Minimum beschränkt wor-

den, da es immer vernünftiger
ist, den Roggenüberschuß aus

Ho einer guten Ernte im Lande zu-

behalten, ihn notfalls zu ver-

füttern und Fleisch, Wurst und
«

Schinken daraus herzustellen, als

ZO ihn zu Spottpreisen ans Aus-

euch wie den Engländern, die,
um an der Ausfuhr ihres Er-

«

zeugnifses einen Thaler zu 20

land zu verschleudern. Jm Jn-
land aber griff die Regierung in

—.-.·--.—.--( ---—-«.-——-·

gewinnen, nachher genötigt
waren, dasselbe Quantum zum »

doppelten Preise wiederzu-
kaufen, so daß sie —

genau 10

· Neue-Politik
20 den Getreidemarkt ein, und sie

wirkt dadurch bei reichen Ernten

und in den ersten Monaten des

Erntejahres dem Preissturz ent-

genommen —- das letzte Jahr
überhaupt keinen Ernteertrag
gehabt haben. Der Privat-

10 gegen« Aus den Vorräten, die

die Regierung dadurch ansam-
melt, wurde dann wieder am

o Ende des Erntejahres Korn an

-....-...--..—— ------.---·

mann denkt allerorts nur an

seinen eigenen Gewinn; aber
1925 1920 1927 1920 1929 1930 1931 1952 M

die Mühlen abgegeben, uin

Pflicht einer guten Regierung
ist es,·das Gemeinwohl mit dein Wohl des Einzelnen in Einklang
zu bringen,und wenn sie sich im Widerstreit befinden, dann hat
das Gemeinwohl stets den Ausschlag zu geb·en.«

Jn ndiesemSinne ist die deutsche Getreidepolitik seit 1929
Schritt fur Schritt umgebaut worden. An Stelle der regellosen Ein-
und Ausfuhr trat eine planvollere Regelung. Die Einfuhr wurde

einein Steigen des Brotpreises
entgegenzuwirken.

Daß nicht alle beteiligten Wirtschaftstreise, insbesondere Ge-

treidehandel, Müller und Bäcker, mit dieser Regelung zufrieden
waren, ist erklärlich,aber ein Blick auf die Preisgestaltung von Korn

und Brot unter der alten und unter der neuen Getreidepolitik zeigt
uns, wie groß die Verbesserung vom Standpunkt des Gemeinwohles
bereits heute ist.

Goethe und das Auslandsdeuischtum
Von Dr. Valerian Tornius

Von vornherein muß gesagt werden, daß es ein Auslands-

deutschtumim heutigen Sinne zu Goethes Zeiten nicht gab-. Dieser
Begriff hat sich erft in den letzten fünfzig Jahren gebildet. Die

Deutschen,die im Is. Jahrhundert auswanderten, verschmolzen sehr
bald mit den Einwohnern des Gastlandes, wobei sie ihre nationalen
Eigentümlichkeitenoft schon im Laufe einer Generation verloren.
Nur dort, wo bereits seit dem Mittelalter die Deutschen als ge-
schlosseneMasse oder als herrschende Schicht saßen — wie in Sieben-

blürgeäiiolitier
in

edeilillxltischenProvinzen —, nur dort wahrten sie
i re u ur un i en in Verbindun mit

·

-

schritt der Urheimat.
g dem gastigen Fort

Dieses gilt insbesondere von dem baltischen Deutschtum, zu dem
Goethe zeitlebens in Beziehungen persönlicheroderswifsenschaftlicher
Art gestandenhat. Die erste Berührung mit Balten fiel in seine
LeipzigerStudentenzeit. Zu den Mitgliedern der »angenehmen
Fischgesellschanim SchönkopfschenGasthaus auf dem Brühl, die
in ,,Dichtung.und Wahrheit« erwähnt wird, gehörten nämlich der

KurlanderFriedrichGeorg von Lieven, zwei Brüder von Olderogge
aus Livland und ein Estländer namens Peter Friedrich Ryden. Der

Letzterewohntesogar bei Schönkopfs. Und dieser Umstand wie das
haufige Beisammensein des schmucken Studenten mit Käthchen ent-
sachten in Goethe jene Qualen der Eifersucht, die er sich in der
,,Laune des Verliebten« von der Seele schrieb. "Mit einem anderen
Balten, Gustav Bergmann, hatte er ein Renkontre, das zu einem
Duell führtenDemnach waren es nicht gerade erfreuliche Erinne-
rungen, die sich an diese ersten Bekanntschaften knüpften.

Jn Straßburg,wo Goethe durch Herder, der eben aus Riga
gekommen war, in baltisches Geistesleben wohl näher eingeführt
wurde, lernte er Jakob Michael Reinhold Lenz kennen. Die beiden

schlossenFreundschaft. Lenz erglühte in aufrichtiger Verehrung
für seinen großen ,,Bruder«,dein er in seinem eigenen Schaffen
sichverwandtfühlte,und( auch Goethe hatte für den guten Jungen

Zielübrig. Er lud ihn späterauch nach Weimar ein, aber der schon
amals unter den Vorzeichen seiner späteren Umnachtung leidende

Dichter machte sich durch seine »Eseleien« in der Gesellschaft un-

Möglkckhso daßGoethe sich gezwungen sah, ihn abzuschieben. Die
Freundschaftbesaß also nicht die Haltbarkeit, die Lenz von ihr er-

gpfftund ersehnt hatte. Goethe ist in feiner Beurteilung Lenzens
iesem nicht ganz gerecht geworden. Wohl erkannte er dessen be-

deutende Begabung an, aber das. Charakterbild, das er von ihm
in den ,,Biographischen Einzelheiten« entwarf, erscheint doch etwas

voreingenommen und vielleicht infolge einiger unliebsamen Er-

fahrungen mit dem »Wald-brüder« — so nannte sich Lenz, als er in
(

Weimar weilte — durch Ärger getrübt.
SO nah wie Lenz ist Goethe keinem baltischen Dichter getreten,

obwohl manche von ihnen seinen Weg gekreuzt haben. Wir denken

vor allem an Elisa von der Recke, diese »schöneSeele«, die in ihrem«
Denken zwar Rationalistin war, aber in ihrem Empfinden durchaus
der Wertherzeit angehörte. Sie hat für Goethes Schaffen zwar
nie das rechte Verständnis gefunden, doch seine Persönlichkeitstand
bei ihr in hohen Ehren. Er wiederum schätztean ihr die besondere
Gabe, durch glückliche Vermittlung «Mißverstän)dnisseaufzuheben
und einen friedlichen Zustand in der Gesellschaft herzustellen«.Und

einer anderen baltischen Dichterin erinnern wir uns: des Wunder-
kindes Elisabeth Kulmann, die mit acht Jahren bereits Verse schrieb
und mit sechzehn Jahren sich in elf Sprachen auszudrückenverstand.
Als Goethe einige Gedichte der Vierzehnjährigen las, meinte er,

,,sie werde- zu einem ehrenvollen Range in der Literatur gelangen,
sie möge in den ihr bekannten Sprachen schreiben, in welcher sie
wolle«.

Jena, die von Balten mit Vorliebe besuchte Universität, wurde

vielfach der Ausgangspunkt einer begeisterten Goetheschwärmerei.
Hier studierte der unglücklicheCafimir Ulrich Boehlendorff, der so
in den Bann der Weimarer Dioskuren geriet, daß er in seinem Dichten
nur noch in den Fußtapfen der beiden großen Vorbilder zu wan-

deln vermochte. Gleichzeitig weilte sein begabter Landsmann Karl

Peterfen in der Musenstadt an der Saale. Auch er fühlte sich
mächtig von jenen Geistesgewaltigen beeinflußt, aber »die felbs
ständige Note seines Schaffens ging dabei nicht verloren. Peterfen
wurde einer der eifrigsten Pioniere Goethes in seiner baltischen
Heimat, und als Garlieb Merkel in Gemeinschaft mit Kotzebue durch

ihre Verunglimpfungen des Dichterfürstenvon sich reden zu machen
begannen, trat er in einer satirischen Burleske »Die Prinzeffin’m-it
dem Schweinerüfsel« für den Geschmähten ein und entlud seinen
Zorn auf das Haupt des boshaften Gegners. Man sieht, daß
Goethe im Baltikum auch seine Feinde hatte. Der RationalistGarlieb

Merkel war einer seiner heftigftenund gefährlichstenzdenn er be-

saß außer einer bösen Zunge einen scharfen Verstand. Seine An-

39
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griffehaben den Olympier nicht wenig verdrossen. Das beweisen
seine spöttischen Antworten ,,Kläffer«, ,,Triumvirat« und die Jn-
vektive »Der neue Alkinous«. ·

Vielfältiger als in der Dichtung spinnen sich die Fäden von

Weimar nach dem baltischen Osten auf den Gebieten der bildenden

Kunst und der Wissenschaft. Hier fanden die Musenjünger ein

größeres Entgegenkommen bei Goethe, der sich gegen die heran-
wachsende Dichtergeneration zumeist etwas reserviert verhielt. Der

junge, von der Theologie zur Malerei abschwenkende Tivländer

Karl Graß wurde im Hause am Ftauenplan gleich freundlich emp-
fangen, als er italienische Zeichnungen vorlegte. Jn näheren per-

sönlichen Kontakt trat Goethe dann zu Gerhard von Kügelgen, der

ja bekanntlich ihn zweimal porträtierte. Ebenso wäre der ehemalige
russische Offizier und spätere Maler Gerhard Wilhelm von Reutern

zu erwähnen, auf dessen Kunst die Gespräche mit Goethe einen tiefen
Einfluß sausübten. Was Otto Magnus von Stackelberg, der

Archäolog und Künstler, der Begegnung mit dem Olympier ver-

dankte, ist aus seinen Aufzeichnungen zur Genüge bekannt. Doch
auch letzterer zog aus dem Umgang mit diesem ,,vorzüglichen
Manne«, der sich um die Ausgrabungen des Apollotempels zu Bassä
verdient gemacht hatte, manche Anregung und Belehrung. Von

Naturforschern schätzteGoethe den Mineralogen Moritz von Engel-
hardt in Dorpat, dessen Auffassung von der sich langsam vollziehen-
den Evolution in dem Naturgeschehen mit der seinigen überein-

stimmte. Jn dem Gedanken, daß die Naturforschung aus der ,,zer-
stücke-lten«Betrachtung der Erfassung von Zusammenhängen zu-
streben soll, berührte er sich wiederum mit einem anderen baltischen
Gelehrten: Karl Ernst von Baer. Schließlich darf der in Riga

Politische Chronik

gebürtige Anatom Justus Christian Loder, der fünfundzwanzig
Jahre in Jena eine Professur bekleidete und während dieser Zeit
einen regen Gedankenaustausch mit Goethe pflegte, nicht vergessen
werden.

Dieses sind nur einige besonders hervorstechende Namen balti-
scher Künstler und Gelehrter, die in Verbindung mit dem Dichter-
fürsten standen. Man könnte ihre Zahl noch bedeutend vermehren.
Nach der Begründung der Universität Dorpat ergaben sich frucht-
bare Wechselbeziehungen zwischen dem Heimatland und dem Osten,
teils dadurch, daß reichsdeutsche Gelehrte dorthin berufen wurden,
teils dadurch, daß viele der dort tätigen Balten in Deutschland,
meist in Jena, ihren Studien obgelegen hatten. Mancher der mit
Goethe befreundet oder bekannt gewesenen jungen Dichter und

Wissenschaftler — es sei nur erinnert an seinen Jugendfreund
Friedrich Maximilian Klinger — fand-im Baltikum eine zweite
Heimat. Dazu gesellen sich nun noch die kurländischen und livlän-

dischen «Aristokr.aten,die auf ihren Auslandss oder Badereisen
Goethe in Karlsbad begegneten oder ihm in Weimar ihre Auf-
wartung machten, um von ihm sei es einen Stammbuchvers oder
ein anderes Angebinde lheimzubringen oder in ihren Altererinne-
rungen des Zusammentreffens mit dem Einzigen zu gedenken. Noch
jetzt blüht im Garten einer Villa in Fellin alljährlich ein Jasmin- -

strauch, der von einem Zweig stammt, den der sechzigjährigeDichter
einst der Generalin Dorothea von Berg in Weimar dedizierte. Dieser
blühende Strauch mag als ein unvergängliches Symbol gelten für

’

das innige Verwachsensein baltischer Kultur mit dem Geistesgut
Goethes, das selbst trotz der nunmehr gänzlich veränderten Ver-
hältnisse Lettlands und Estlands daselbst dankbare Verehrung und
treue Pflege findet.

·

(

Vom is. bis 26. Januar

Weiter Stillhaltung:

Zwischen Vertretern v..ausländischerGläubigerbanken und Mit-

gliedern des deutschen Schuldnerausschusses wird ein Kredit-
abkommen geschlossen, das sdie Verlängerung der kurzfristigen aus-

ländischenKredite an Deutschland für ein Jahr vorsieht. Gleichzeitig
mit der Veröffentlichung des neuen Stillhalteabkommens wird ein

Bericht des Stillhalteausschusses der ausländischen Gläubiger der

Offentlichkeit übergeben, in dem der gute Wille und die Wieder-

aufbaukraft Deutschlands anerkannt wird und als störende Elemente

dieses Aufbaues wie im Baseler Sachverständigenberichtdie Kriegs-
vtribute, die hohen Zollmauern und das mangelnde Vertrauen ge-
nannt werden. Der Bericht kommt zu dem Schluß, daß unter

solchen Umständen die Völker miteinander verarmen, während sie
miteinander reich werden sollten (2Z. Januar). .

Ausland:

England sagt die Lausanner Konferenz ab; nachdem es nicht
gelungen war, rechtzeitig zu einer Einigung unter den beteiligten

Regierungen zu gelangen (20. Januar). — Reichskanzler Dr. Brüning
lehnt die einjährige Verlängerung des Hoosver-Feierjahres mit der

Begründung ab, daß bis zum Ende des Feierjahres noch genügend
Zeit vorhanden sei, um eine echte Endlösung herbeizuführen
(19. Januar). —- Minifterpräsident Taval erklärt in der französischen
Kammer den youngsPlan für definitiv und erhält in der Ab-«

stimmung eine Mehrheit von 51 Stimmen für sein zweites Kabinett,
dem Briand nicht mehr angehört (22. Januar). — Zwischen England
und Frankreich werden Verhandlungen eingeleitet, die zu einer

Einigung in der Reparationsfrage führen sollen (25. Januar). —

Jn Genf wird die 66. Ratstagung eröffnet, zum Vorsitzenden wird

der französische Delegierte Paul Boncour gewählt; Deutschland
«

wird auf der Ratstagung vertreten durch Freiherrn von Weiszäcker

(25. Januar). —- Der Generalsekretär des Völkerbundes, Sir Eric

Drummond, überreicht dem Völkerbundsrat sein Rücktrittsgesuch
(25. Januar). — Jn der mittelamerikanifchen Republik El Salvador
kommt es zu ernsten kommunistischen Unruhen. — Jn Spanien
dauernd die schweren kommunistischen Unruhen fort; der Jesuiten-
orden wird aufgelöst (23. Januar). — In England wird eine

Regierungskrise vermieden; Minister, die von der Ansicht der Mehr-
heit ihrer Kollegen abweichen, dürfen künftighin diese Ansicht im.

Parlament frei vertreten (22. Januar). —- Zwischen Rußland und.
Finnland wird ein Nichtangriffspakt unterzeichnet (22. Januar);

antwortet Reichskanzler Dr. Brüning in

Rußland und Polen- paraphieren einen Nichtangriffsvertrag
(25. Januar). — Jn Belgrad wird das Parlament durch eine
Thronrede des Königs eröffnet (20. Januar). — Mussolini richtet
eine Kundgebung an Amerika, in der er den Vorschlag macht, Eng-
land und Amerika sollten auf die ihnen zustehenden Schulden-
zahlungen verzichten (14. Januar). — Bulgarien erklärt einen

Zahlungsaufschub für seine Staatsschulden (13. Januar).

Reich:
Auf die- Denkschrift des nationalsozialistischen Führers Adolf

Hitler über die Wiederwahl Hindenburgs zum Reichspräsidenten
einem ausführlichen

Schreiben, in dem er die verfassungsrechtlichen Bedenken gegen die

Wiederwahl Hindenburgs durch das Parlament widerlegt und zu
den politischen Gesichtspunkten der Hitlerschen Denkschrift bemerkt,
daß nicht das System, sondern Versailles Schuld habe an der

deutschen Not (25. Januar). -—— Jn einem Jnterview mit einem

französischen Journaliften widerlegt Reichsminister Groener die

französischen Behauptungen von deutschen Geheimrüstungen und

führt das Anwachsen der radikalen Parteien in Deutschland auf die

Politik derjenigen Staaten zurück,die Deutschland als eine Nation

zweiter Klasse behandeln wollen (25. Januar). —- Wegen politischen
Unruhen wird die Berliner Universität zeitweilig geschlossen
(22. Januar). —- Reichsminister a. D. Dr. Geßler bittet die deutsche
Öffentlichkeit, die Hilfsarbeit für das Auslandsdeutschtum trotz
inlandsdeutscher Not fortzusetzen. —- Die Zahl der Erwerbslosen
ist in der ersten Januarhälfte um fast 300 000 auf 5966 000 ge-

stiegen. — Der Butteron wird durch Zollnotverordnung neu geregelt
(18. Januar). — Der deutsche Ausfuhrüberschußsim Jahre 1931

beträgt 234 Milliarden RM., einschließlich Reparationssachliefe-
rungen fast Z Milliarden RM. — Zum Reichsgründungstagrichtet
Reichsminifter Groener durch Rundfunk die ernste Mahnung an das

deutsche Volk, alle Kraft in den Dienst des Vaterlandes zu stellen
und einig-zu sein (18. Januar). — Durch Notverordnung wird das

Abzeichenverbot wieder aufgehoben (18. Januar). —- Die deutsche
Abrüstungsdelegation wird von Reichskanzler Dr. Brüning, Reichs-
wehrminister Dr. Groener und Botschafter Nadolny geführt werden.
— Zur Abrüstungskonferenz wird von einem überparteilichen Aus-

schuß ein Aufruf erlassen, der alle deutschen Männer und Frauen
zur Unterschriftleistung auffordert. — Über die Aufgaben und

Pflichten des Reichswehrsoldaten werden grundsätzlicheLeitgedanken
der Heeresleitung veröffentlicht (15. Januar).

—

—
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Die Keprirariviisfronten
Gegen Ende Januar ergibt die Diskussionüber die Reparationss

frage die folgende Einstellung der hauptbeteiligten Länder:

E n g l a n d setzt seine vermittelnde Aktion fort und ist bemüht,
den durch das Nichtzustandekommender Konferenz von Lausanne zum
ursprünglichen Datum vom 25. Januar eingetretenen toten Punkt der

Reparationsdebatte zunächst durch Herbeiführungeiner Aussprache
zwischen MacDonald und Laval zu überwinden. Der franzöfifche
Ministerpräsidentscheint seine Zustimmung-«zu einer solchen Zu-
sammenkunftvon der vorherigen Vereinbarung einer gewissen eng-

lifchsfranzösgchenEinheitsfront abhängig zu machen. Die Grund-

einstellung nglands geht im übrigen nach wie vor dahin, daß man

zu einer endgültigen Regelung der Reparationsfrage, und zwar am

besten im Sinne einer völligen Sck»uidenstreichisng,kommen müsse.
Der Vorschlag einer einjährigen Verlängerung des HooversFeiers
jahres über den 1. Juli hinaus mußte von Deutschlandabgelehnt
werden. Andererseits ist nicht zu verkennen, daß in der englischen
presse wieder Kompromißvorschlägeauftauchen des Inhalts, daß
Deutschland für mehrere Jahre von allen Zahlungen befreit werde,
um dann eine endgültige Abschlußzahlung von einigen

«

hundert
Millionen Reichsmark jährlich zu leisten, die nach englischer Meinung
im Rahmen der zukünftigen deutschen zahlungsfähigkeit liegen.
Die von Frankreich befürwortete europäischeSchuldnerfront gegen
Amerika stößt in der öffentlichen Meinung auf bemerkenswerten
Widerspruch, während andererseits das französifcheArgument- ein
von Reparationen völlig befreites Deutschland bilde eine furchtbare
wirtschaftliche Gefahr, in nationalistischen Zeitungen ebenfalls

«

Eingang gefunden hat.

Jn Frankreich haben die Kammerdebatten vom 19. bis
22. Januar sowohl in den verschiedenen Erklärungen Lavals wie in
den Reden der Abgeordneten erkennen lassen, daß man in Paris
auf dem formaljuristischen Standpunkt verharrt, wonach einmal ge-
schlossene Verträge dem Buchstaben nach durchgeführt werden

müssen. Frankreich ist nur bereit, ein verhältnismäßig kurzes
Moratorium zu gewähren, im übrigen aber die Reparationen nur

in dem Ausmaße herabzusetzen, als die Vereinigten Staaten einen

Schuldennachlaß gewähren, und den youngplan weiterhin in

Kraft zu halten. Die parlamentarische Reparationsdebatte hat eine
sehr beachtliche Schwenkungdes französischenStandpunktes insofern
gebracht, als Laval die Berechtigung der Reparationsforderung nicht
mehr mit dem Recht auf Ersatz der Wiederaufbaukosten begründete,
sondern damit, daß Frankreich gegenüber den kommenden Gene-

rationen die Pflicht habe, »alle Abkommen von einem gerechten
Ausgleich der Produktions- und Existenzbedingungen abhängig zu
machen«.Die Reparationen sollen. demnach ein dauerndes Hemmnis
für eine unerwünschte Wirtschaftsentfaltung Deutschlands sein; das
bedeutet aber keine ,,Reparationspolitik« mehr, sondern Tribut-
politik in dem Sinne des Wortes, gegen dessen Verwendung in
Deutschland man in Frankreich stets Einwendungen gemacht hat. .

Die Haltung Deutschlands wird vorwiegend als ,,Zerreißung« des

youngplansausgelegt, dementsprechend finden sich in der Presse
Erörterungenüber gegebenenfalls zu ergreifende ,,Sanktionen«.

. Italien tritt unter Führung Musfolinis nach wie vor für
eine radikale Streichung aller politischen Schulden ein. Europa
muß sich zuerst selbst- helfen, bevor es von Amerika eine Erleichte-
rung der Schuldenlastfordern kann.

Belgien folgt dem französischenVorbild, wenngleichman

,
sich in den Kreisen der »Wirtschaft nicht verhehlt, daß gerade fürein Durchfuhrlandwie Belgien (Antwerpen) eine Behebung der
allgemeinen weltkrise von besonders großer Bedeutung wäre.

Die Vereinigten Staaten halten sich in letzter Zeit
in der Schuldendiskussionstark zurück, lassen aber keinen Zweifel

«

daran, daß die «Regierungsich an die Kongreßbeschlüssegebunden
fühlt, keine weitere Jnitiative ergreifen wird und abwartet, wie
Europa selbst mit dem Schulden- und Rüstungsproblem fertig wird.

. Der deutsche Standpunkt ist unverändert der im Reichskanzler-
interviewnom 9. Januar dargelegte. Getreu dem vom französischen
Ministerprasidenten Laval in der Kammerrede vom 22. Januar auf-

«

gestellten Grundsatz, daß die Regeln der Ehrbarkeit, die im Privat-
lebenGeltung hätten, auch in den internationalen Beziehungen der

Völkermaßgebend sein müßten, muß Deutschland Zahlungsvers
pflichtungen ablehnen, deren wirtschaftliche Undurchführbarkeit
und Schädlichkeit für die ganze Welt nur zu offen zutage liegen.
Aus»diesem Grunde mußte auch der englische Vorschlag einer

provisorischenVerlängerung des Hooverjahres abgelehnt werden,
weil damit eine Verpflichtung zur Nachzahlung gestundeter Summen
ab l. Juli 1933 verbunden ist, die Deutschland anerkanntermaßen

nicht leisten kann. Gegenüber dem französischenStandpunktkann

nur immer wieder erklärt werden, daß es weder im Privatleben
noch im Leben der Staaten als »Recht« gilt oder von hoherMoral

zeugt, wenn auf faktischundurchführbar gewordenenVertragenbes
standen wird. Nach wie vor muß die große Dringlichkeit einer

Lösung dieser Weltfrage betont werden, die auch ohne Verlängerung
des Hooverjahres möglich ist, da bis zu dessen Ablauf noch fünf
Monate zu Verhandlungen zur Verfügung stehen. w gn.

Der Berliner Wigginssericht
Zur Verlängerung des Stillhalteabkommens.

I.

Zu den bereits bekannten Sachverständigengutachtenüber die

finanzielle und wirtschaftliche Lage Deutschlands vom ·August
Baseler .wiggin-Bekicht) und Dezember Ost-Baseler Bericht des

Beratenden Sonderausschusses) ist nunmehr ein drittes Gutachten,
der am 2Z. Januar veröffentlichte Bericht der Stillhalteglaubiger,
hinzugetreten. Gelegentlich des Abschlusses der ebenso langwierigen
wie schwierigen Verhandlungen über eine weitere, abgeanderteVer-

längerung der Stillhaltung kurzfristiger Auslandskredite tauf ein Jahr
haben die in Berlin versammelten ausländischen Bankierswon sich
aus einen Bericht über Deutschland veröffentlicht, der nicht ver-

fehlen wird, im Jn- und Ausland größten Eindruck zu machen.
Das ziemlich umfangreiche Gutachten redet eine überaus·einfache,
klare und deutliche Sprache und steht damit-Frem- WxgginsBericht
vom August v. J. näher als dem Baseler Dezember-Bericht. Es .Y-«
hier genügen,auf einige dem deutschen Jnteresse besonderswichtige
Feststellungen hinzuweisen, Feststellungen, die

· geei net
·

sind, mit

einer teilweise perfiden Verdrehung unserer wirts aftlichen Ver-

hältnisse aufzuräumen. Man kann diese bedeutungsvollen Dar-

legungen in folgenden Punkten knapp zusammenfassen:
1. Die Lösung der internationalen Krise ist ausschließlichSach

der verantwortlichen Regierungen. .

2. Sie muß schleunigst und wirksam erfolgen..
Z. Die Schwierigkeiten in Deutschland ruhten nicht nur aus der

allgemeinen Weltwirtschaftskrise her, sondern sind ebenfpfeht
das Ergebnis des fortdauernden und außergewohnlichen
Druckes von außen. » · . .

a. Die deutsche Besteuerung hat eine Hohe erreicht, die nicht
mehr überschritten werden kann.

· · «

5. Die Deutschland geliehenen Gelder sind »in ihrer Gesamthkit
zweckmäßigverwandt worden. (Also nicht ,,VeIIfchIMMdets)

H. Deutschland kann das Ausland nur bezahlen,wenn es durch
ausreichende Warenausfuhr den erforderlichen Ausfuhrüber-
schußzu erzielen vermag. . « .

7. Es ist unerläßlich, daß die internationale Handelspolitik die

notwendige Ausfuhr ermöglicht.
s. Das allerwichtigste ist, durch Lösung der politischen-Schulden-

frage die Grundlage des deutschen Kredites wieder her-
zustellen.

Der Vorsitzende der Berliner Stillhalteverhandlungen, der»Pra-
fident der amerikanischen Chase National Bank, Albert H. Wiggin,
hat dann noch persönlich seine große Anerkennung für das. Verk
halten der deutschen Schuldnervertreter ausgesprochen,die keinerlei

Zugeständnissegemacht hätten, die sie nicht auch- erfüllen zu können

glaubten; sie hätten vor Unterzeichnungdes neuen Abkommens

jeden einzelnen Punkt äußerst sorgfältig geprüft. Die Vertreter der

ausländischen Bankgläubiger hätten die Besprechungen mit großer

Achtung vor den deutschen Wirtschaftsführern verlassen. w gn.

Il-.

Über einen einjährigen.Vertrag,beginnend am· 29. Februar 1932,

haben sieben Juristen, viele Gläubiger der VereinigtennStaaten von
Amerika, von Belgien, derTschechoslowakei und Danemark, von

England, Frankreich, Holland, Jtalien, Rorwegen, Schweden und

der Schweiz und die deutschen Schuldner seit dem 12. Dezember193·1
verhandelt. Fünfmal waren umfangreiche Vertragsentwürfe fertig
und wurden verworfen. Der Vertrag ist am· 23. Januar 1932 in

langer Rachtsitzung, die von 10 Uhr abends bis S»Uhr früh dauerte

und dann noch den Sonnabend bis zum Nachmittag in Anspruch

nahm, abgeschlossen worden.
«

S on aus die en äu erlichen Umständen wird der Leser
schließcehnkönnen, dafzes sifczhbei den Stillhalteverhandlungenbkim
ein international, finanziell und juristischkomplizierteslPdroendi
gehandelt hat, das zugleich die WahrunvgspolitikDeutsch asi utnn
die Grundlage unserer geschäftlichen·Beziehungenzu den w ch igs e

Ländern unseres Außenhandelsbetrifft.

M
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Ver Heimatdienst
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Das sechzig Seiten umfassende Dokument des deutsch en

Kreditabkommens ·1932 ist ein schwer verständlich ge-
schriebenes Lehrbuch über die juristischen Beziehungen, die sich aus

den internationalen Kreditverhältnissen infolge der

Vertrauenskrise ergeben haben. Für uns kommt esmehr auf den

sachlichen Tatbestand an.

Um was handelt es sich eigentlich? -

Wenn irgend jemand von seinem Einkommen sich 100 RM.

zurücklegen will, bringt er sie auf die Sparkasse, er gibt diesem
öffentlichen Institut einen kurzfristigen Kredit, denn vereinbarungs-
gemäß kann er die 100 RM. an jedem beliebigen Tage, da es ihm
notwendig ers eint, sich wieder holen. Wird ihm eine günstigere
Verzinsung für en Fall angeboten, daß er das Geld auf vier Wochen
oder auf ein Vierteljahr festmacht, so nennt man das im Geschäfts-
leben immer noch einen kurzfristigen Kredit. Erst dann, wenn der

Einleger jener 100 RM. das Geld auf ein Jahr oder auf mehrere
Jahre festlegt, wenn er neben dem Zinssatz etwa Rückzahlungsraten
vereinbart, hat er einen langfriftigen Kredit gegeben. Nimmt er

für seine 100 RM. als Gegenwert etwa einen Pfandbrief oder einen

industriellen Hypothekenanteil (Obligation), dann sind sie in eine

fundierte Schuld umgewandelt «

Auch dann, wenn die Sparkasse mit dem Hergeber der 100 RM.

keinerlei Abmachungen getroffen hat und damit rechnen muß, daß
er jeden Tag wiederkommen kann, um das Geld abzuheben, wird

die Sparkasse jenes Geld nicht aufftapeln. Sie verborgt es weiter.

Nach den ihr obliegenden Aufgaben wandern die Einlagen zum .

Baumarkt, zu den Kommunen usw. Dorthin wird das Geld lang-
szsfristig und festverzinslich verborgt.

An dein Tage, da in einer Sparkasse sämtliche Einleger ihr
Geld wiederhaben wollen, können sie es- nur bekommen, wenn

diese Sparkasse die sämtlichen von ihr finanzierten Anlagen
(z- B— Mit HYPOIHekeObeiiehene Häuser) sofort verkaufen oder ver-

piälldektiünn Jst das nicht möglich,muß diese Sparkasse schließen,
denn sie ist ja kein Geldschrank, in dem eingelegtes Geld aufgehoben
wird, sondern ein Jnstitut, das Geld sammelt und zum Arbeiten
weitergibt.

Deutschland war seit Abschluß der Jnflation die »Sparkasse«
der Welt. Das flüssige Geld aus aller Herren Länder wurde nach
Deutschland gebracht, weil es hier die höchstenZinsen gab. Während
in anderen Ländern der offizielle Zinssatz (Diskont) zwischen 2 und

4 v.H. schwankte und die Banken für Einlagen kaum 1 v. H; Zinsen
zahlten, stand in Deutschland der Reichsbankdiskont zeitweise noch
einmal so hoch als in anderen Ländern, und der Privatdiskont
(Zinssatz der Banken) war noch höhere «

Die Empfänger der ,,Sparkasseneinlagen«aus aller Welt, zuerst
die deutschen Banken, dann aber auch die deutsche Industrie, der

Handel und Kommunen, legten das ihnen geliehene Geld an. Mit

anderen Worten: das z. B. von einem englischen Sparer auf seine
englische Bank gebrachte Geld wurde von dieser Bank auf einer

deutschen Bank angelegt, und diese gab es, sagen wir, einem

Konzern zum Auskan einer Konkurrenzgesell chaft oder einer

Grubengewerkschaft zur Abteufung eines neuen chachtes und zum
Bau einer Kalkstickstoffabrik.

Von Österreichher ausbrechend ist im vergangenen Jahre über

die ganze Welt eine Vertrauenskrife gekommen. Jeder wollte seine
Ersparnisse wieder im eigenen Hause haben. In der ganzen Welt

liefen Millionen Menschen zu·ihren Sparkassen und Banken. Eine

allgemeine Kündigungswelle für verliehenes Geld wanderte im

besonderen über Deutschland. Nach dem Bericht des Baseler Aus-

schusses vom Dezember 1931 sind im vergangenen Jahre neben

1,5 Milliarden Goldmark an Zinsen und normalen Abzahlungsraten
für uns geliehenes Geld noch iund 4,9 Milliarden-Goldmark uns

geliehen gewesenes Geld abgezogen worden. Hätte die ,,Sparkasse«
Deutschland das gesamte ihm in den jüngst vergangenen Jahren ge-

liehene Geld auszahlen sollen, so wäre der Bankrott dagewesen.
Deswegen wurde Mitte vorigen Jahres in Eile vorerst einmal für
ein halbes Jahr mit den ausländischen Geldeinlegern vereinbart,
daß zwar ihr Anspruch auf das geliehene Geld selbstverständlich
fortbestehen und nicht bestritten werde, daß sie aber mit der Rück-

zahlung warten müßten, und daß dieser Rückfluß nur ganz all-

mählich vor sich gehen könne. Diese erste »Stillhaltung« hat sehr
günstig gewirkt, war aber zu kurzfristig, und zum anderen waren

die Gläubiger so ängstlich, daß sie doch fortgesetzt erhebliche
ratenweise Rückzahlungen auf ihre Forderungen verlangten und

durchsetzten.
Das neue Stillhalteabkommen ändert selbstverständlichebenso-

wenig etwas an der privatwirtschaftlichen Schuldverflechtung wie

das erste Abkommen.
"

Seine Bedeutung liegt darin, daß jetzt für
ein ganzes Jahr kollektiv ,,stillge-halten«wird und daß »die nach dem

neuen- Abkommen fällig werdenden Rückzahlungsbeträge nicht beliebig
aus Deutschland abgezogen werden können. Jhnen ist in gewissem
Umfang die Möglichkeit und der Zwang auferlegt worden, vor-

läufig erst einmal in Deutschland zu bleiben. Diese durch Rück-

zahlung frei werdenden, ehemals kurzfristig nach Deutschland ge-

liehenen Gelder sollen erst einmal für fünf Jahre in deutschen

l42

allgemeinen
"

Hypotheken, Obligationen usw. angelegt werden. Darüber hinaus
ist bis zu einem Betrage von 200 Millionen RM. sogar ihre Um-

wandlung in eine zehnjährige,gewissermaßenfundierte Schuld ver-

sucht worden. «

Bei diesem neuen deutschen Kreditabkommen handelt es sich
um rund 6 Milliarden RM.

»

Das Bedeutsame und Entscheidende des Abkommens ist, daß
fur diesen riesenhaften Betrag die Gläubiger sich der ’,,Sparkasse«
Deutschland gegenüber verpflichtet haben, dieses Geld nach den

Grundsätzender neuen Vereinbarung im wesentlichen doch »stehen«
zu lassen. Dieser Abschlußenthält nichts, was uns als Schuldner
irgendwelche privatwirtschaftlich nach Deutschland gelegten Gelder
schenkt, aber er schafft ein neues Vertragsverhältnis und damit eine

kntfsheidendeBeruhigung Das deutsche Kreditabkommen von 1932

ist·ein erstes günstiges Zeichen für die möglichewirtschaftliche Ent-

wicklung des laufenden Jahres. Unheil kann von der Seite der
ehemals kurzfristig hergeliehenen Kredite nicht mehr kommen,
dafür ist’s aber in der inneren Politik Deutschlands und auch in
der Reparationsfrage noch möglich. hg.

Der Butteron
Seit Jahren liegt die Frage des Butterzolls im Kampffeld

widerstreitender Interessen. Die ganze deutsche bäuerliche Wirt-

schaft drängte auf Erhöhung des Zolles, weil sie davon eine Ver-
minderung der Einfuhr und des Preisdruckes erhoffte, der sich
daraus ergab.

· Jndustrie und Handel fürchteten von der Aufhebung
der handelspolitischenBindungen des Zolles, die notwendig waren

um dem Drangen der Landwirtschaft stattzugeben, eine Gefährdung
ihrer Ausfuhrinteressen.Die Verbraucher standen kan seiten der
gewerblichen Wirtschaft. Jhr Vorteil lag in möglichstbilligen Preisen.

«

Bei den deutsch-finnischen Handelsvertragsrerhandlungenkamen
diese Gegensätzezum Austrag, weil in den Verträgen vom 29. Juni
192Hund 25. November 1929 der Butterzoll für diesen Lieferstaat
ermaßigtwar. Nach langwierigen Verhandlungen kam im August
1930 ein Abkommen zustande, durch das Finnland für Butter ein

Zollkontingentvon 5000t jährlich eingeräumt wurde. Für dieses
Kontingent wurde der autonome Zoll vonj50 RM. für den Doppel-
zentner gebunden. Erhöhungen dieses gegenüber allen Staaten gel-
tenden autonomen Zolles sollten also in diesem Ausmaße fürFinns
land ausgeschlossensein.

"

·

Die Verhältnisse in den bäuerlichen Wirtschaften Deutschlands
in«denen naher 90 v. H. der-gesamten deutschen Milch erzeugt wird,
spitzten sich immer weiter zu. Durch die fortgesetzte Abwärts:
bewegungder Preise für Vieh, Viehprodukte, Fleisch und Holz kam
eine erhebliche Zahl der Betriebe in immer größere Bedrängnis. Die

Zwangsmaßnahmengegen sie häuften sich. Jhre Kaufkraft erlahmte.
Da kam bei ständig steigender Welterzeugung der Zusammen-

bruch der Butterpreise auf den Weltmärkten,der durch das Absinken
der Wahrungen in den Erzeugerländern für Deutschland verheerende
Formen annahm. Die Butter aus Dänemark, Holland und den

Randstaatendrängte mit elementarer Gewalt und nahezu zu jedem
Preise auf den deutschen Markt und entwertete dort die eigene Pro-
duktion. »DieBerliner Butternotierung ging im Januar d. J. iauf
97 RM. fur den Zentner zurück,während sie vor dem Kriege 131 RM.
betragen hatte.

«

Damit drohten die gesamte Milchwirtschaft und das Molkereis
wesen zu erliegen, das in den letzten Jahren mit vielen Mühen und

Kosten aufgebaut worden war. Zahlreiche landwirtschaftliche Be-
triebe gerieten in die Gefahr, bei dieser Entwicklung zusammenzu-
brechen. Denn wenn sich die Kosten der Milcherzeugung noch auf·

etwa 120 v. H. des Friedensstandes bewegen, während der Erlös nur
etwa 74 v.H. des Friedensstandes beträgt, läßt sich die Wirtschaft
nur noch beschränkteZeit weiterführen.

«Beidieser Sachlage mußte die Regierung eingreifen. Sie konnte

damit rechnen, daß nunmehr auch die Gegner der Butterzollerhöhung
in Deutschland für die bedrohliche Lage Verständnis haben würden
und hat sich darin im allgemeinen nicht getäuscht.

.

Durch die Verordnung des Reichspräsidentenüber außerordent--
liche Zollmaßnahmen vom 18. Januar 1932 wurde die Regierung
allgemein ermächtigt, in Fällen eines dringenden wirtschaftlichen
Bedürfnisses bei der Einfuhr aus Ländern mit unterwertiger Valuta

«

für einzelne Waren und Warengruppen Ausgleichszuschlägezu er-

heben. Sie erhielt auch das Recht, gegenüber Ländern erhöhte Zoll-
sätze z·u bestimmen, mit denen Deutschland in keinem handelsvertrags
Iichen Verhältnis steht. ,

·

Auf Grund ihrer Ermächtigungenhat die Regierung mit Wirkung
vom 23. Januar den autonomen, also grundsätzlich für alle Länder

geltenden Butterzollsatz von 50 RM. auf 100 RM. erhöht. Sie hat
außerdem Ausgleichszuschläge in Höhe von 15 v.H. des Wertes
der Butter festgesetzt für Lieferungen aus Argentinien, Dänemark,
Finnland, Reuseeland, Norwegen und Schweden.

Dadurch erhöht sich der Zollsatz für das finnische Kontingent,
das bis zu 5000 t jährlich jedem meistbegünstigtenStaate zugute
kommt, für diese Länder von 50 RM. auf 85 RM. Der autonome



Zoll beträgt für diese Länder 136 RIJL le·VoppelzentneuDer Zoll
für»Länder,mit denen Deutschland nicht M elnem HandelSVektkaSS·
verhältnis sieht, wurde auf 170 RM. festgesesz ·

Leider- sieht das Ausland nach den Mitteilungen, die bisher

vorliegen, in diesen Maßnahmen nicht sp sehr den·klakt·enZWCZUS
zurk»Rettungvon Millionen bäuerlicher Betriebe, wie eine gewisse
Willküt»»undUnfreundlichkeit. Drohungen mit Gegenmaßnahmen
liegen vor, die ernste Wirkungen auf die deutsche UUSkalV be-

fürchten lassen. ·

-

«

Die deutsche Regierung hat nur ihre Pflicht getan. Keine aus-

ländischehätte in ihrer Lage anders handeln könnens Es FVCWZU

WUnschemdaß sich diese Erkenntnis draußen trotz aller Mißstimmung
durchringt.

Jedenfalls zeigt aber der Butterzoll, wie im Inland die Inter-
essen, die unmittelbar gegeneinander laufen, mittelbar ineinander

übergehen. Industrie und Handel haben von einer Besserung der

Kaufkraft der —.ländlichenBevölkerung Nutzen, weil sich dann ihr
Absatz hebt. Rückgang der Aussatzr dagegen würde sauch auf den

Verbrauch bäuerlicher Erzeugnisse und unter diesen besonders der

Butter bedenkliche Folgen haben. So ist die Butterzollfrage und

ihre Lösung Teil und Beispiel der Notgemeinschaft aller
Zeutschems

,

. F.

Amerika,
(

Russland nnd der inpanischschineflsche Konflikt.
Die letzten Tage haben eine außerordentliche Verschärfung des

japanischschinesischen Konflikts gebracht. Die Veranlassung hierzu
hat das japanische Vorgehen gegen den Hauptpunkt der Ostchinesi-
schen Eisenbahn, die Stadt Charbin, im Norden, und die japanische
Besetzung des wichtigsten chinesischenHafens im Süden, Shanghai,
gegeben. Das Vorgehen gegen Charbin trifft Rußland, die Besetzung
von Shanghai aber vor allen Dingen Amerika. -

Amerika hat bisher bis auf einige Roten an Japan und die

Teilnahme an den Beratungen des Völkerbundsrates im Oktober
und Dezember dem japanischschinesischenKonflikt gegenüber eine auf-
fallensde Zurückhaltung geübt, solange sich dieser allein auf die

Mandschurei und das engere Interessengebiet Japans in dieser be-

schränkte,andererseits nie einen Zweifel darüber gelassen, einer Aus-

dehnung des Konflikts auf das übrige China gegenüber nicht ruhig
bleibenzu können. Es hat dementsprechend bereits in Tokio Ein-

spruch erhoben, als Japan sich anschickte»nach den mandschurischen
Eisenbahnen auch die peking-Mukdener Eisenbahn und den chine-
sischen Hafen an dieser, Shan Hai-kwan; in die Hand zu nehmen.
Die amerikanische Politik kennt seit der russischen Niederlage im

Russischsjapanischen Kriege nur das eine Ziel, keine Änderung der
territorialen Verhältnisse in China und gleiche Handelsmöglichkeiten
und Rechte in diesem fürsjedermann.« Diesem Ziel diente die ameri-

kanische Vermittlung beim Friedensfchluß von Portsmouth, der im

«Iahre 1905 den Russischsjapanischen Krieg beendete. Ihm dienten
vor allen Dingen aber auch das bekannte RootsTakahira-Abkommen
vom Zo. November 1908 sowie der Washingtoner Reunmächtevertrag
vom Jahre 1922. Beide Abkommen erstrebten die Sicherung der

Unabhängigkeit und territorialen Unversehrtheit Chinas und eines

freien und friedlichen Handel-s in Ost-asien und im Stillen Ozean.
Sie haben die Grundlage gebildet für die amerikanische Haltung in
der Frage der Rückgabe Tsingtaus und »der Schantung-Bahn an

China sowie für die gesamte Politik, die Amerika bisher den inneren

Kämpfen in China gegenüberverfolgt hat.
Das japanische Vorgehen gegen Shanghai verstößt gegen diese

Verträge, gleichgültig,welchen Zwecken es dient. Es bedroht den

amerikanischen Chinahandel, dessen Haupttor Shanghai bildet, und

schafft damit eine Lage in China, der Amerika bei der ausschlag-
gebenden Rolle, die China in seinem Handel spielt, nicht mehr ruhig
zusehen kann. Mit ihm ist der japanisch-chinesischeKonflikt in ein

neues Stadium seiner Entwicklung getreten, deren Fobgen für den

Weltfrieden ganz unabsehbar sein können. Japan hat eine schwere
Verantwortung auf seine Schultern geladen. . Re.

Indien -

Die politische Entwicklung in Indien ist andere Wege gegangen,
als es nach dem Waffenstillstande zwischen dem damaligen englischen
Vizekönig Lord Irwin und Gandhi im März 19ZI, dann aber nach
der Teilnahme Gandhis und anderer bedeutender indischer Natio-

nalisten an der zweiten ,,R0unsd-twble-Cosukerenoe-«in London zu
eiwarten und zu erhoffen war. Die Konferenz ist nach monatelangen
Verhandlungen im Dezember zu Ende gegangen, ohne zu einem

positiven Ergebnis geführt zu haben. Sie ist gescheitert zunächstein-

mal an der indischen Forderung auf eine wirkliche Selbständigkeit
Indiens und dem Bestreben der englischen Politik, England »die

Kontrolle über die indi·che Armee, die äußere Politik und die

Finanzen zu erhalten. azu aber kamen als weitere Gründe der

Gegensatz zwischen Hindus und Mohammedanern, dann aber vor

allen Dingen die äußeren und inneren Schwierigkeiten, mit denen

«

·Der Heimoidienst .

das en li che Weltreich, während in London die Konferenz. tagte,
in zuneghnsiendem Maßezu kämpfen hatte. Der Gegensatz zwischen
Hindus und Mohammedanern hat die letzterenaus Besorgnis um

die Sicherheit ihrer Stellung und. Rechte in einem von deanindus
beherrschten Indien gegen ein solches Stellung nehmen und für einen
unter englischer Oberaufsicht stehenden indischenBundesstaat ein-

treten lassen. Er hat damit die Stellung Indiens auf der Konserenz
geschwächt.Das gleiche-aber haben auchdie äußeren und inneren

Schwierigkeiten des englischen Weltreichesinbezug auf die Stellung
Englands getan. Sie haben zunächsteinmal die Haltungder indischen
Delegierten, dann aber nicht weniger auch die politische Entwicklung
in Indien selbst in starkem-Maßebeeinflußt..Man glaubte hier, die

Schwierigkeiten des englischen Weltreiches sich nutzbarmachen zu

können —- Und hat sich hierin getäuscht. Ebenso getaufcht aber haben
sich die Engländer, wenn sie meinten, aus dem Gegensatzzwischen
Hindus und Mohammedanern für sich Vorteil ziehen zu kennen. Die
Mohammedaner sind im Grunde genommen genau so eifrige Natio-
nalisten wie die Hindus. Was sie verlangen, sind·lediglich garantierte
Minderheitenrechte in der Zentrallegislatur, rein mohammedanische
Wahlkreise und ausschlaggebende Befugnisse in den provinzen, vin
denen sie die Mehrheit bilden, z. an der Nord-westgrenze und im

punjab. Dies alles aber lehnen die Hindus ab.
, « »

«

Das einzige Ergebnis der Konferenz war somit«einverstärkter
Gegensatz zwischen England und den indischen Nationalisten,und

im Zusammenhang damit eine zunehmendeRadikalisierungder

indischen Freiheitsbewegung. Diese Radikalisierung«-führtezu

größerenUnruhen in Bengalen und den Vereinigten-Provinzen,dann

aber vor allen Dingen im Nordwesten von Indien, »am·Khaibersplaß
und in der Gegend von eschawar. Sie blieb auch nicht ohne
fluß auf die weitere Ha tung Gandhis und der anderen gemaßigten

Führer der indischen Nationalbewegung Auch»siewurden scharf.

England gegenüber erklärte Gandhi, daß das Scheitern der Konferenz
den endgülti en Bruch zwischen England und Indien Pfg
setzung seincIsKampfes gegen die englische Herrschaft in widin
bedeute. Ob dieser Kampf wie bisher gewaltlos und·ohne Blirts
vergießenverlaufen werde, dies zu. entscheiden, liege nicht mehr in

seiner Macht. Den Mohammedanern gegenüber aber sagte er, daß·

es ür ihn, alls es zu einer Verständigungzwischen Mohammedanern
uni:Hindusfnichtkomme, nur noch eine Losung gebe, den Bruderkrieg.

Dies war die oliti che Lage in Indien, als Gandhi von London

zurückkehrteund zsastsgleichzeitigdamit an uStelledes vmehran-
passungsfähigen,mehr auf eine gütlicheVerstandigungmit Indien

eingestellten Lord Irwin der fruhere Generalgouverneur von
Kanada, der sehr energische Lord Willingdondas Amt des Vize-

königs in Indien übernahm. Lord Willingdon scheint entschlossen
zu sein, dem indischen Nationalismus diesmal das Ruckgrat zu
brechen und in Jndien ernstlich Ordnung zu schaffen: Er hat die

Unruhen in Bengalen und in der Rordwestecle»Indiens»mitder

sofortigen Verhängung des Ausnahmezustandesuber die in vFray
kommenden Gebiete beantwortet und Jedes Verhandeln mit den
Führern der iUdischen Nationalbewegung nicht nur rundweg a -

gelehnt, sOUdeM auch, als diese die Aufhebungder-von ihm ge-

troffenen Sondermaßnahmen verlangten und im Falle ihres weiteren

Bestehenbleibens mit Gewalttaten drohtenzein-e ganze Unzahl Von

ihnen verhaften lassen. So ist auch Gandhi Anfang Januar, genau

eine Woche nach seiner Rückkehr aus London,festgenommen«worden.
Diese Verhaftung ist die dritte, die ihm die Führerschaftder indischen
Nationalbewegung bisher eingetragen hat. Wie sie sich weiter aus-

wirken wird und ob sie insonderheit zu der von dem«Prasidenten
des indischen Nationalkongresses Vallabhai Patel bei seiner eigenieg
Verhaftung angedrohten Revolution in. Indien führen wird, w r

abzuwarten sein. Was sie aber zeigt, ist, daß England·keineswegs
bereit ist, von seiner bisherigen Stellungnahmegegenuberder in-

dischen Verfassungsfrage abzugehen.»Es kann dies auch nicht, ohne
nicht seine an sich bereits durch die Ereignissedes Sommersun

Herbstes beeinträchtigte Stellung noch weiter zu schwachen.
.

Wir Deutschen haben in den letzten Iahrenf gesehen, ·wie stark
unser Außenhandelmit Indien nicht nur durch die allgemeineKrise,

sondern auch durch die indischen Wirren und den indischenBonotts

feldzug beeinträchtigt wird. Gewißbringen weite«Kreise in Deuztlslehi
land der indischen Freiheitsbewegung Sympathie entgegen.

.

er

die harten Notwendigkeiten unseres eigenen Existenzkampfeszwinen

doch zu einer weniger idealistischen Betrachtung des indis en

Problems. Ob eine Lostrennung Indiens von England unsere
Handelsaussichten in Indien verbessernwurde, erscheint·zum dinin-
desten zweifelhaft. Unzweifelhaft aber ist dagegen, daß·einein is e
Revolution zahlreiche deutsche Betriebe und Handelsfirmen leraen
schwer schädigenund weiteren Zehntausenden von« deutschen Arde

ei

erli;
die Existenzgrundlage entziehen würde»Deutschlandkannkshalei
nur wünschen, daß es in Indien ruhig»bleibt.Es hat einerdie
Interesse daran, daß es.in Indien zu großerenUnruhengegen»en

englische Herrschaft kommt, zumal derartigeUnruhengeeigne wardfi
die Aktions- und Bewegungsfreiheit der englischenpolitikausübe
bevorstehenden großen Konserenzen zu beeintrach·tigen,die er

Deutschlands und Europas weiteres Schicksal entscheiden sollen: e.
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Zehn Iahre Papst Pius XI.
»

Am o. Februar sind zehn Jahre vergangen, seitdem Achille
Ratti, Kardinal und Erzbischof von Mailand, zum Pontifex
Maximus der Römisch-Katholischen Kirche gewählt worden ist.
Er wurde 1857 in Desio in der Diözese Mailand geboren, 18«79»zum

copy-sinnt Les-W Weib Co.

,Ptiest«e"rgeweiht. Nach mehrjähriger Tätigkeit als Professor der
"

Theologie in- Mailand, wurde er dort 1907 Präfekt der Ambrosia-
nischen Bibliothek, sieben Jahre später übernahm er die Nachfolger-
schaft des Jesuitenpaters Prof. Franz Ehrle, dem er schon seit 1911
als Koadjutor beigegeben worden war, als Präfekt »der Vatikanischen
Bibliothek, ein Amt, das er vier Jahre verwaltete.

als Apoftolischer Visitator nach Polen und wurde ein Jahr später
Runtius in Warschau. Jm selben Jahr 1919 erfolgte seine Kon-

sekration als Bischof. 1921 kehrte er als Kardinal und Erzbischof
nach Mailand zurück.-

«

Zum Papst erwählt, gab er seinen ersten päpstlichenSegen vom

Außenbalkon der Peterskirche, eine Geste, die als seine Absicht ver-
,

standen wurde, dise Politik der Versöhnung mit Jtalien weiter-

zuführen. Die Lösung der »Römischen Frage« gelang ihm in der

Tat durch den Lateranvertrag vom U. Februar 1929. Jn Ver-

bindung damit kam im gleichen Jahre auch das Konkordat mit der

italienischen Regierung zustande. Die große Bedeutung des Papstes
liegt überhaupt auf dem Gebiete der Kirchenpolitik. Mit Lettland
wurde schon 1922 ein Konkordat abgeschlossen,mit Bayern 1924,
mit Polen 1925, mit der Tschechoslowakei und Portugal wurde 1928
ein ,,mo(1us vivendi« formuliert. Jm Jahre des Lateranvertrages
kam auch der Vertrag mit Preußen zustande. Trotzdem gilt Papst
Pius xll. nicht wie Leo XIlL und Benedikt XV. als diplomatisch-
politischer Papst. Die Begründung der »Katholis chen
Aktion« ist vielmehr ein Zeugnis für den Versuch der Samm-

lung und Aktivierung des» katholischen Lebens außerhalb jeder
Politik auf ldem rein religiösen Gebiete. Jn diesem Sinne sind
auch seine Enzykliken geschrieben, insbesondere die über den

,,Frieden Christo im Reiche Christi« vom Jahre 1924. Diese weise
Grundeinstellung des obersten Bischofs der katholischen Kirche hat
seine Konkordatspolitik sehr erleichtert und vor allem die Lösung
der römischen Frage erst möglich gemacht. Die Friedensarbeit und

auch die sozialen Bemühungen seiner Vorgänger hat er im Geiste
des Stifters seiner Kirche mit großer Hingabe· fortgesetzt. Seine

unbedingte politische Neutralität, die er auch schon »als Nuntius in

Polen in den harten ersten Nachkriegsjahren bewies, hat ihn
nicht gehindert, für das deutsche Volk, dessen Sprache er beherrscht,
und sein Ringen um nationalen Wiederaufstieg lebhafteste Anteil-

nahme zu bezeugen. Tp l.

Georg Kerschensteindr f-
Die Wirkungen dieses Mannes, der 77jährig in seiner Heimat-

stadt München gestorben ist, sind dreifacher Art. Aus den unfrohen
Erfahrungen feiner eigenen jungen Lehrpraxis sprengt er für sich
das überkommene System der intellektuellen Wissensübertragung:
nicht in einem möglichstwFitenWissensbesitz ist das Ziel der Schule
erreicht, sondern ihr pädagogischer Sinn ist in den Methoden des

Wissenerwerbs umschlossen. Sie sind entscheidend für die erzieherischen
Aufgaben, denn durch sie werden die individuellen Kräfte des
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1918 ging er -

Lernenden frei-gemacht. Das führt zu dem Grundsatz der »Arbeits-
schule«; dafür, daß dies Wort dann in ein zu enges Prokrustesbett
gezwängt, in einem zu langen zerzerrt wurde, kann Kerschensteiner
nichts. Die Ergebnisse,die er, seit 1895 Stadtschulrat in München,
mit einem Umbau des Lehrplans erzielte, Einführung von Werk-

stätten usw., wiesen ihn zur genaueren Beachtung der künstlerisch
schöpferischenKräfte im jungen Menschen: die völlige Revolutio-

nierung des Zeichenunterrichts in den letzten Jahrzehnten, die

Wendung zur sanschauenden,versuchenden, erfindenden Sinnenhaftigs
keit ist ohne ihn nicht zu denken. Und ein drittes: er steht an der

Spitze derer, die dem staatsbürgerlichenUnterricht den Raum- in der

Schule erkämpft, aus einem festen Menschen- Und Bürgers-fühl
heraus, dabei leidenschaftlich darauf bedacht, daß daraus keine neue

Sparte pedantischen Lernbetriebs werde. Kerschensteiner, politisch an

Naumanns Seite stehend, gehörte von 1912 bis 1918 dem Reichstag
tan, freilich ohne in dieser Zeit dort seiner erzieherischen Sendung
dienen zu können — ein Mann mit starker künstlerischerEmpfind-
samkeit, anregender und angeregter Beweglichkeit des Geistes, voll

Humor und Tapferkeit, zugreifend und praktisch. Der Hauch einer
feinen Seele ging von ihm aus. Theo d or .Heuß.

Petriebsratswahl1931

Die Gewerkschaften veröffentlichensoeben Übersichtenüber die
Betriebsrätewahlen des Jahres 19s31. Die Statistik, die von den

Christlichen Gewerkschaften vorgelegt wird, gibt einen Ausschnitt
aus den Gesamtergebnissen, in dem 10515 Betriebsratsmitglieder
der verschiedensten Gruppen erfaßt werden. Die Statistik der Freien
Gewerkschaften vermittelt dagegen ein vollständiges Bild von dem

Verlauf der Wahlen im gesamten Reich; es sind hier die Resultate
aus 32 ooo Betrieben wiedergegeben, in denen 4,6 Millionen Per-
sonen 138 ooo Arbeiterratsmitglieder wählten. Es ist interessant,
die Verteilung dieser Delegierten auf die verschiedenen Gruppen
kennenzulernen. Das Gros der Betriebsräte entfällt danach auf
die Freien Gewerkschaften, die-gegenüber dem Jahre 1930 freilich
einen gewissen Rückgang zu verzeichnen hatten, aber auch heute noch
83,6 v.H. aller Gewählten gestellt haben. Die nächststärksteGruppe
ist die der Christlichen Gewerkschaften, deren Anteil sich nach dieser
Statistik seit dem Vorjahre von 7,2 auf 7,9 v.H. verstärkt hat (in
der vom Deutschen Gewerkschaftsbund herausgegebenen Berechnung
beträgt ihr Anteil 12,6 v.H.); auch der dritte der alten Verbände,
der Hirsch-Dunckersche,hat einen kleinen Zuwachs von 1,0 auf
1,1 v.H. zu verzeichnen. Der A·nsturm,den die Oppositionsgruppen
der Rechts- und der Linksradsikalen auf die Gewerkschiaften unter-

nahmen, hat ihnen in den Betrieben keine erheblichen Erfolge ge-
bracht. Die kommunistische Rote sGewerkschaftsopposition konnte
Z,5 v.H. aller Arbeiterrastsmitglieder stellen (gegen 1,5 v.H. im«

Jahre 1930), die Nationalsozialisten haben unter insgesamt 138 418
Betriebsräten nur 710 oder 0,5 v.H. durchbringen können. Jn der

Gruppe sder »Sonstigen« wird die Mehrzahl der Delegierten von

Angehörigen der Werksgemeinschaften, Vertretern des Deutsch-
nationalen Arbeiterbundes und ähnlichen Gruppen gestellt; der An-
teil dieser Betriebsräte beträgt zusammen mit dem aller Unorgani-
sierten 3,5 v. H. gegen 3,4 v. H.- im Vorjahre. Nach dieser Auf-
stellung zählen sich also nicht weniger als 92,6 v.H. aller Betriebs-
ratsmitglieder zu den drei bekannten Geiwerkschaftsverbänden.Mit
Recht wird in den Blättern der Gewerkschaften festgestellt, daß trotz
rechts- und linksradikaler Agitation die Masse der Arbeiter den

Gewerkschaften treugeblieben ist. - St.

Carl Severing
Carl Severing hat eindrucksvoll die verantwortungsvolle Zeit

seines Ruhrkommissariats indem Buch ,,1919X1920 im Wetter- und

Watterwinkel« beschrieben. Jetzt liegt über ihn selbst eine kleine
und gut hergerichteteBiographie vor (Carl Severing von Hans
Menzel. H. P. Verlag, Berlin sW 68; Preis 1,25 RM.), die sich
über diesen wichtigen Abschnitt seines Lebens hinaus mit dem
Wirken des ganzen Mannes beschäftigt. Leidenschaftslos und ohne
in der Grundhaltung die weltanschauliche Verbundenheit mit dem

Träger der Darstellung zu verleugnen, entwirft der Verfasser ein
immer sachliches Bild von Carl Severing, dem Arbeitersohn, Gewerk-

schaftsführer und Parlamentarier, dessen große politische Zeit nach
der Revolution anfängt. Diesem Wirken Severings als Schöpfer
der preußischenPolizei, als Reichsinnenminister und wieder Preußen-
minister ist der Hauptteil des Menzelschen Buches gewidmet. Es
arbeitet klar das Bleibende in dieser Ministertätigkeit heraus und

erweckt auch beim politisch Andersdenkenden einen imponierenden
Eindruck von der Zähigkeit und Energie eines Mannes, der seiner
geistigen Herkunft nach ein Erbe des deutschen Jdealismus genannt
werden darf. hg.
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Weilst-er Porzellan - Am pap- G sum-v-

Meißen ist bekanntlich die Geburisitskttekmd der Unbefmttene
Vorort der europäischenPorzellansabtlksatwnUn 18— Jahrhundekt
Joh. Friedr. Böttger, der vor 250 Jahren- am 4— Februar 1682s ZUSchleiz geboren und in Berlin als Apothekerausgebildet war- Wut e

als Goldmacher vom Kurfürst August i

dem Starken engagiert und, wie es da-

mals üblich war, in engem GewahrsaFn
gehalten. Er erfand zwar nicht den Stein
der Weisen, der unedles Metall in G»01d
verwandeln sollte, aber es glückte Ihm
eine Entdeckung, die für die sächsischen
Herrscher weit folgenreicher und glück-
licher sich erwies: zunächst 1708l9 das
braune nach ihm benannte Steinzeug,
kurz darauf das echte, aus Kaolin, Quaxz
und Flußmitteln zusammengesetzte weiße
Porzellan, das die Chinesen zwar schon
ein Jahrtausend früher erfunden hatten,
das man aber in Europa bis dahin nur

als teuer bezahlte Exportware aus Ost-
asien kannte, und dessen von Geheimnis
umwitterte Herstellung dem Kurfürst von

Sachsen und seiner Meißner Msanufaktur
sehr bald die Vorteiles eines wahren
»Steins der Weisen« eingebracht hat.

Denn wenn auch das sorgfältig ge-
hütete .Mysterium der Herstellung von

weißem porzellan im Lauf des 18.Jahr-
hunderts allmählich über viele deutsche
und bald auch außerdeutscheHöfesich ver-

breitete, in Berlin, Frankenthal, Nym-
phenburg, Höchst,Wien, paris, Chelsea
u. a. von Fürstlichkeiten ausgehaltene
Manufakturen entstanden (deren produkte
heute von den Sammlern, wie man sagt,
mit Gold aufgewogen werden), den tech-
nischen Vorteil, den Meißen von Anfang
an besaß,nicht zum wenigsten durch die

ausgezeichneten Kaolinlager seiner Um-

gebung, wußte es durch künstlerische Qualitäten zu einemniemals eingeholten Vorsprung zu entwickeln. Es kam so weit,
daß die Begriffe Porzellan, Meißen, Vieux Saxe fast identisch
wurden, daß noch heute die gekreuzten Kurschwerter in kobalts
blauer Unterglasurfarbe als Meißner Fabrikmarke ohne weiteres
respektiert werden, als Kennzeichen höchster technischer und künst-
lerischer porzellanqualität. Man erinnert sich fast automatisch bei
diesem Zeichen an die überragende Rolle, die Dresden als Kunst-
stadt im Is. und 19. Jahrhundert gespielt hat (wobei das nahe
Meißen wie ein Vorort ohne weiteres als zugehörig einbezogen
wird); an die überragende Rolle, die ein so großer Bildhauer wie
Kändler, ein so glänzender Organisator und Formgeber wie Herold

Naohorn von Kirchner 1731

tn der Meißner Porzellanherstellung gespielt haben. Und daran,
daß in der neuesten Zeit, ähnlich wie es in Berlin und Nymphen-bUVg geschah, ein mächtiger Aufschwung in modernem Geiste ein-
setzte, dem keine private oder außerdeutscheKonkurrenz gleichzu-
kommenvermochte, nicht einmal die eine Zeitlang enthusiastisch ge-
fejerteKopenhagener Mianufaktur. Bildhauer wie

ckp
aul S ch eu-

ktckb Barlach, Gaul, Gerhard Mar s und Essetgeben der Meißner Kleinplastik in Menschen«und Tierfiguren —

was einst von Georg Hirth recht anmutig »Deutsch-Tanagra« be-

Tänzerin von Prof. Paul Scheurich

nt wurde —- einen neuen und, bei teilweise sehr glücklicherUn-

xässungan die Leichtigkeit des Rokoko, durchaus modernen Aus-
schwung, und tektonische Künstler von dem Range van de Veldes,
Riemeyers Börners u. a. erneuerten die Form von Tafel-i und

«

» «Gebrauchsgeschirr,von Vasen und Ge-
fäßen in einem ausgezeichneten Geiste,
der sich abermals die Welt eroberte. Die

Berliner Manusaktur ist darin, besonders
in allerletzter Zeit, in noch radikalerem

Geiste vorgegangen, während pfeiffer,
der verdienstvolle Generalidirektor von

Meißen- den Zusammenhang mit »der
großen Tradition vornehm und zurück-
haltend kultiviert.

«

In der Ausstellung des Berliner
Schlosses treten die beiden wesentlichsten
Gebiete aus der Meißner Porzellan-
geschichtebedeutend hervor. Die Entwick-

lung der Formen wird man in der vor-

züglichenPorzellansammlungdes Schloß-
museums finden; die Unsstellung betont
die große Tierskulptur der Barockzeit,

«

durch Namen wie Kirchner, Eber-.-
lein und vor

allemNKikndlerrepragentiert, in chönen eu ormungen un

bietetein hexvorragendesBeispiel fürst-

licher Tafeldekoration in dem gedeckten
Tisch aus der Dresdner S·ilberkammer,
dessen vergoldete prunkgerate die un-

fankelharen Vorbilder für Meißnerpor-
zellanservice geåiksdgkhaben— HISV fleht

von 1744 und den lederbezogenen
Zählenaus Schloß Moritzburg, ein
Muster vollendeter Taselkultur zur Zeit
August des Starken vor sich. Die .Vi-
trinen und die anderen gedecktenTische
enthalten zum größerenTeil Beispiele
aus der neuesten Zeis,Bnobel

und

tend dekorierte Service und Vasen von p auf ornet ,
.

glästikvon Scheurich und den andern bereits erwahntenngåe
hauern. Daß auch diese modernen Erzeugnisse VOU

MZBOMHm
übrigens die Kunstwerke aller großen Manufakturen,-ohångleemæ;1luxuriöser Kostbarkeit für den Sammler und den w

on Zünftle-Bürger darstellen, wird niemandem entgehen. Porzellan v

kischem Wert kann-

seiner Natur nth
nichts anderes, sein
als hochqualifiziertes
Kunstgewerbe, das

billige Gebrauchsges
schirr des Ulltags ist
Fabrikware, die zwar
dasselbe Material bie-

tet, aber ohne Prä-
tension auf Kunstwert.

« v. -..»- . z«
—

»
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man bis ins einzeiiie, bis zu riet-II Mc
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Goethes Todestag
Wiss des-f Auge Hat sich steiler,

»

ildbänder
«
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Eptkarten-Serien ». : M«
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S«««««(Z:::i.:’ki"«
Das Goethe-Jahr 1932zruftin der ganzen Kulturwelt, insbesonderein Deuts land, die Geister auf, um Zeugnis darüber abzulegen,
dasz Leben Und Werk dieses deutschen Genies nicht nur Geschichte,sondern le ndige Gegenwart und fruchtbare Zukunft ist.
Goethe, der anegtstff des deutschenMenschen,Symbol der faustischen,deutschenKultur, ist das Thema, das der Deutsche Lichtbilb—
Dienst G.m. b.H. in seiner Weise behandeln wird. .

-

Gewiß werden sich an allen Orten von besondererBedeutung Möglichkeitenbesonderer Goethe-Feiern ergeben. Was wir wollen,
ist, das Bild der äußerenErscheinung,das Bild von Goethes Leben, die Bilder seiner eigenen Phantasie in Vorträgen zusammen-
zustellen um in seinem Sinne Bildung durch das Bild zu verbreiten,
Er, den man mit Recht den ,,Augenseligen«genannt, der sich selbst als ,,Aaturschauer«bezeichnete und das Bild als das beste Mittel

ansprach, um .,Entfemtes Und Adgeschiedenes«Uns näherzubringen,würde sicher jeden Versuch begrüßen,solcherart Kenntnisse und

Erkenntnissezu vermitteln.
v

Auf-Gran unseres umfangreichen GoetbesBildarchivs gaben wir-nachstehende Sekien heraus;

-G6ethes Leben
TextlLch-Und—dtkdlichbearbeitet von NeichskunstwartDr. E. N e b s l o b

--.,..

«

(mit 60 Bildern)
« «.sekEdikyesDortragist berufen, die Goethe-F eierserie des Jahres 1932 zu werden. Der Reichskunstwartzdessensoeben erschienenes
Wert »Goetbe’s Leben« (Verlag der Reichsdruckereyerneut beredtesZeugnis für die Goethe-Verdundenheit seinesVerfassers ablegt,
bat zahlreiche bedeutende Bilddotumente sinnvoll susammengeflkgtUnd bietet in seinem Vortrag eine volkstumliche Darstellung von

Goethes Leben, seinem Wirken und seiner Umwelt. Diese Serie darf in keiner Lichtbild- und Lehrmittelsammlung fehlen, weil sie
über den Tag hinaus Wert hat« « .
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» » das Bildt-and Gk 2460
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Der Junge Goethe
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— von Dr. Leo Francke—.Dresden.
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Frauen am Goethe
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glggekiäsuljksgitlkeglskässsgxkggäNach so Stichen, Schnitten und Gemalt-en dek Zeit bearbeitet
von Anna Blos- Stuttgart.
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50 Handzeichnungen nach Goethe mit Text von
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Deut-Ieise- Reichs-
Landesx »macht 2. Lan-

pesftaaisstecht Von Dr.

sur-·
Trich Wagner Mini-

termltat beim Re nnngsi
hof des Deuti en Reichs.
136 S. 5 R . R. von

Deckers Verlag, Berlin.
1931.

P ElbefeindZenHortidoröo m e en m e un

Tatsache Axelu. on

Schmidt. 40 S. Edwtn
Range, Berlin. 1932.

Aqtaepoiiiit in Zahlen.

Zerqusgegebenvon der
eutjchenBauernichaft e. V.

Berlin. Dezember 1931.

Bei-a

Die Zeitschrift ..Heimatdieost",
für Heimatdieast,

M Lickeknug unter Kreta-band M I.20 Pot-
0.60 Poktospesea bei Liekekung unter Ic

Blaselpkela der Zuwendung-Kit- 30 Dis-·

Die Rechtsgrundlaim iüt

Dentichlands Recht M

Abtiiitnn feiner Vertrags-
egnet. EinVer lusb des

kt. 8 mit der raatnbel
des Teils V des Beriaillet

riet-me Von Dk Viktorgot-meet(Wissen chaftltche
Beitr-·- e zu aktu en Fra-

en, ertrug-gegeben
von

Br. Wetner ipte, Heft Z)
61 S 1931. Verlag Dr.

Emil Ebering, Berlin.

Die Revision der Völker-

bnndsiehnnq hu Hinblick
qui den Kelloggpalh Von
Waltber Schücktng. (W1ssen-

iflpaftlicheBeitrgxgezgakus-e en ragen erau ege .

von Tr. Werner FUka
Heft 1 43 S. 1931. Ver-
lag k. Emil Ebering,
Berlin.

Heimat-siehst - Abonnement

des- IEIeIIszentraleII- Heimat-sonst
gspke et- iu swangloset Folge erscheinenden Nummern ab 1. Jst-. 1932

ZU 2.00 jshkllclh Einzelpkeis je nach Umfang-
Wir versenden Probenurnmern kosrereles und bieten
die Freunde unserer Zeitschrift um Angabe von

Adresse-e vors Interessenten des ,,Eeimatdienstes«

sentealvekla 6-m. h.lsl. »o«scrlin W as

herausgegeben von der R e i e b s I e p tk s l s

.
erscheint vom l. Janus- 1932 ab im gleichen DWUSC

Iwemal moaatlieh nun verbilligtea Zemgspkeis von
«

III s-sc III-Isch-
to), M 3.2s halbjähklioh
ten-beach. X

Ver Oeitnatdienst

Voll-B enndicalender auf
l das Ja r 1932. Tubilänmdaq k ang ke)- Druck

lithgVetlaMeter Kultu-
Bela Erwa, ugvilawten—

Der Abbe-n der Preiie
als Weg sur Geiuvdung
der Wirtschaft. Em Vor-

trag von Dr. Otto Eonrad.

22 S. Manzjche Verlags-
und UniversitatsiBuchhand-
lang, Wien. 1932

Jahtbnch der katholischen
deutschen Hochichiilerichait
Viterreiths 1 32.« 80 S-

Selbstverlag, Wien.

itlets Weg. Eine histo-
kis .pplitische Studie· uber
Den Nationalsozlaltsmuö.
Wn Theodor Heuß. 168 S.
Kaxtomert 2,80 RM., in
Leisten 3,80 RM. Union

Deut-LoheVerlagsgeiellichaft,
Stuttgart 1932.
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billiger

O

Uk B
tiefer-«

Samt
i

.

c« u. FaWI, set, d,e«skbesoideken
«- Wsrer keep-sit

streno vertraulich ohne Ante-Music RGO-I

O Monst- Ziel und monotlicheRoten

Ente Kote I Planet noch Listen-uns
·

Jedes Sen wird noch oetroiiener«Wor-itue

laden Kunden besonders onqetorsrsqt
Nivdemrlsige Was-e führen wie meh-

Auch Sie wes-den bestimmt unser kunn-

Verionoen sie sie-konse- Nuster und frei-list-

Lt. amtl.

heim-Heller
Bestätigung-:

ruhe-r 400000 Kunden
i.me«hr 01510000 Orten

Z.Ud8i100000 Kunden
hoben zum ZNCI

usit nochbes

Trierer « Sti: is

«

hxk
UMWEÄFFWH——-

ÄltestosTuchversaniihane
mit sllsller fahrlitatien

un IneimakieaIts-inst DER-Cum
Mk Ausland und unver- Kinnerhamsuhlmstinpolste-
bindllche Auswahlsenduyg. schief-im» Chaise-imst- nn ie-

a . T naht Jus-summ-
Ps kalms BIENEng Häuser-assiskasum mu

Kteler straiie 5 I

umspheituassnk asuaoltlielse

Icrmsasestsltuns, holten-stim-71werden von erstlclassigcm alten Fach-

mann zu billigsten Preisen ausgeführt

baut
-

konz- sg Zeus-.
III-III NO sss Dkonzlauer Alles sc.

GELEGENHElTsKÄUFE IN PROJSKTlONsAPPARATEN
lllllllllllllllllllllllilllllllillliillllllllllllllillllllllllillllllllllllllllllllllillillllllllllllllllillllllllllllllllillllllilllllllllillllllilllllllilIllllllllllllllllllllilillllllllllllllllillllllllllilllllilllllllllllllllilillllllllllllllilllllllllllillllllllllllllillllliiillllllllllllllllllllllllllllllillillllllllllllllii

kllll scllllllkliwhllllhliikM Vklikllilk II. lillldliNlisOlMlllelnliMkN
Um unser Lager zu räumen, bieten wir an:

LlclsIlTSlLD-APPARATE-
sseltlln Modell Atiir Dias le XII- u. 87
see-tun neues- a fok Dies HEXE

2

transportkasten, mit Lampe 1000

Edlsctl für Dias ZIXZXSI

KINO-APPARATE-
Magister ll· schul- u. Heimkino tür—1000 Watt. 110 Volt-

versalmotor m. Anlass
für 400m Film.

statt nur

n-»

Polster-ebenen
«- ;

-:»«"3.C,a
,-

.1:.«-"«·;?;,’s«

Xto cm, mit Blechtransportkoffer u. Lampe 500 Watt,110 oderMVoit, M.182.- WO-
"

slxzxto und 9X12 em.
Watt 110 oder 220 Volt . · . . . . .

oder 500 Watt
» » « »

. . . . · . « . . — - - - - · - — «

Xz und 872X10 em, mit Lampe-soc Watt, 110 Volt, Widerstand zum Anschluiz an
220 Volt. Z m Zuleitung, Holztransportkoffer -

- · «

ohne Widerstand . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Dlslllmhoras für Dias 81J2X81Xzund syzxio em, 2 Wärmeschutz
Giasbildeinrichtung extra . . . . . . . . . . . . . . . . . .

e e o s « o · - « a · o · O o e · - · « e e s

platten-Lampe «11i)bder Volt M.138.-— 100.--

Lampenhaus mit Asbast. einschlieizlich Blech-
« - s - . Mi1sos—
. . . . · M.230.—150.-

. M. 220.— Fix-
lVl. 4s.50 40.--·

Lampe, mit Widerstand zum AnschluiZan 220 Yolt, Uni-
er, m. Einrichtung t. stillstand u. Rückiauf, einer zerlegbaren u. zwei festen Fsimspulen

» Projektionsentfernung bis etwa 10 m. Bildbreite etwa 21X2m. mit Dia-Einrichtung (ohne Lampe)
M.1565.— 580.-—

Optik-i sur Normalfilm mit 200 wan. 110 od. 220 von-
. Lampe, eingebautem Motor für 110 bis 220 Volt, spu en

bis esoxn Fiim fassend. 5 m Zuieitung und Bischschutzhaube (ohne Lampe) :
. . . . . . . . . . . . M.150.- 7s.-—

TSCIIV kais licen, tür Normaltilm mit 100 Watt, 110 od. 220 Volt-Lampe, s m Zulestung . . . . . . . . . . M. 60.—— 40.—-

BlLDBANlI-APPARATE-
IIIICX III Eknemanrd mit Lampe 100 Watt, 220 (oder 110) Volt (ohne Widerstand) . . . . . . . . . . . . . . . M. 91.50 50.—·
Distllmax Ir. Mit mit Lampe M Watt, 220 (oder110) Volt (ohne Widerstand) . . . . . . . . . . . . . . . M. t79.-—

o.-—Puck mit Lampe 100 Watt. 220 iuder 110) Volt Ohne Widerstand) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5 .-

Fllmoll- Bsidbandapparat, für Gleiche u. Wechselstrom 8 Voit, 10 Watt-Lampe. Widerstand an 220 Volt. auch
fur Accumulatorenbetrieb 6 Volt geeignet . . . . . . . . . . . . . .« . . . . . . . . . . . . . . . . M. 30.— 25.-—

undplllwn mit Lampe 100 Watt, ito oder 220 Volt, 5 m Zuleitung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . M. its-—- sog-

LIchthlldansatz zum Kotterkino »Kinobox B« . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . M.180.- 90.-

v

Verschiedene gebrauchte Widerstande zu bedeutend herabgesetzton Preisen.
MVII Apis-rest- Iinel verfuhr-angefertig, in gute-a Zustand-, zum-ist Vorkllhrugssppsrqto esq- uisses-am Reiskuchen-any not-wo L

DSUTscHSR LlclslTBlLDDlENsT G.m.b.l-l., BERUN 35- POTslIAIVISR sTR. 41
—
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Der Heimatdiensi
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TILGEMÄLDEl
—

namhafter Maler, konkurrenzlos billig Millilill sie
von Mic.25-- nn. 8 Tage zur Ansicht

—

Ober ro ooo zufriedene Kunden. Für Mitgliedes ho n n e n t e nr olz od. Zahlungserleichterung ohne Preisaufschl ag
bis 12 Monate. Besichtigen sie unverbindlicb ..————
unsere Ausstellung oder verlangen sie photo— fllk cchl
grapbische Abbildungen Nr. tro.

·

i
Versand nach allen Plätzen Deutschlands. -

v
it c- sIs b- ut .

er ss e e .Deatehen Maler-Gilde e.V.
'

Berlin chs Kur-e strace 17. hinter dem Lehrer- sqrgsn..aaaur.ch
vereinsths—Geschäft-seit 9—7. Tel. Kupfergn4o4s sur sisatshumsfllchs

lnililärnnn
Wes-sie besucht schreiben sie inmitten
der ist entsiielctl -

—

r T o Polster-emine-
3 III-Zsmal, l Titels

IRRLI-
be

::tsr.oi:tlücfoini:nkoHofe-Ins —

Gaben sie rai- houtc noch III-I Ade-Sol

I. Islan, Oberlongonstodi 61

nah-liebes tiean ts-«

Yobepkamloggravis Tot-rannan

liedinWH-

qiox
"n-zso«

Mclllllcllllllls
ruckergesülit, 10 Pfd. Eimer

Viele taus ende Nachbes .

Dekorative Raumkunst
liliillllllllllllllllIlllllllllllililillllllllllllllllllllllllllllllllllllMWIUMMWWMUWWWWW

.

M

0tto Ritter- Pilautn saus-

t-«I.sciskolsy.;-fhiik.m

ll

Wohn- und Seschäftsräurne - l
spez.: Treppenflure, Fassadan J

Sestos-Os- .er.t.I-F ost-
-MIT-ssdsingseo Ist-esse-

Auch Kniungserleicnterung

Maler-es Werkstätten Woldt .

Neukölln. Hermannstrakze IS
Anrurs P2. Not-köser 2295.

von Interessentenen ilen
«

Zentrelierlagtin li.li.,

Marte: Thüringer Ritter
«

n. 3,20 ab hier, erschauequ
»

E , , ,

Z R Mcriue und Seeweiew
—

Michhaltiget interesse-träg: onatg ri ür a

E Freundeder Maxine und tm- deutschen See. eltung. Wer st chüer d e deutsche
E ptchsmarme Eintritt, Ausbildung usw. in ormtcren will, wer über die Tätig-
E kett Unserer blauen Jungen, ihre Fahrten, ihre Erlebni e näheres wi en möchte-
: wer Freude und Interesse an dem schonen seemänm chen Beruf at- chdc
Z k.1«.50m Brtefmarken an« den unterzeichneten Verlag oder auf Postscheckkonto
Z MARG- Vcklag Ernst Rubicn Berlin Nr. 107 900. Dafür erhält man em

E Vierteljahr lang die Zeitschrift »Die Retchsmarine« mit dem Sonderdruck
Z »Ich mischte gern Dur See fahren«,der alle näheren Angaben über die Anstellung
Z bei der Reichsmarme und Handelsmarine enthält.
- Verlag -Die R eichsm a rin«e« , Berlin-Lichterfelde·

yje Einbmultleoke

In Halbleinen und Goldprägung
Zum Pchgs von 2.— nM, zuzüglich Patro,

,

,k falls sie nicht den stubselbstbltlllek zum Preise

»- von 3.60 RM vorziehen, wodurch sie die Einhands
- kosten sparen und das wertvolle Material in Ihre

— J Bibliothelc laufend als Buch einordnen können.

MirriatdienstslnhaltsverszeiehnisJahrgan91931
zum- Preise von 15 Pfg. (2u2iiglich Porto).

Zentralverlag,G. fm. b. II., Berlin W 35

WYERSlExikgspsp
.

. M
Wahns
Prospekt dar-eh jede Buchhandlung

xfur L

pslleieinstellenle66 Jahrg-. 19 31 —

illlllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllll

«l..l-·l«-SIIATUI ZUI
Bücher-

ASIISTUNSSFIASS
clie heute jeder Politiker lesen mußt

shriistun und Sicherheit
Island-urs- der sichert-eintrage.
Mit einer sammlung der wichtigsten Dokumente
von Dr. Ic. schwer-demnach

332 Seiten auf Dünndruckpapier gebunden s.-· Kss
AUS DEM 1NHALT: Abrtistung und sicherheit roro bis 1925 — Die

sicherheitsfrage 1925 bis 1931.
— Die Abrüstungsfrage 1925 bis 193 r.

DOKUMENTE zur Abriistungs- und sicherheitsfrage: — Das Genfer

Protokoll von 1924. —- Bemerkungen des Grafen Bernstortk vom s. April 1929
zur s. Tagung der vorbereitenden Abriistungskommission· — Bemerkungen
der deutschen Regierung Iu dem Arbeitsprong des Sicherheitskomitees
vorn Februar 1928. — Die Generalakte von 1928. —- Das französische Memo-

randum zur Abrilstungsfrage vom is. 7. 1931. — Der Konventionsentwurf der

vorbereitenden Abrüstungskommission. —- Gegenüberstellung der wichtigsten
Bestimmungen des Versailler Vertrages über die deutsche Abrüstung und der

wichtigsten Bestimmungen des Konventionsentvvurfea

von Dr. h. c. Isax Orat Isontgolax
64 seiten. mits Bildern u. Tabellen brosch. LZO III-.

Alls DEM 1NIJIALT: Die Entwicklung des französischen sicherheitsgedankens.
-— Frankreichs geographische Lage und besondere Umstände. —- Frank-
reichs streitkriifte im Frieden und im Kriege. —- Frankreichs Widerstand
gegen die Herabsetzung seiner Rüstungem —- Gleiches Recht für alle.

WirklicheåsI.-.-.sbriittuno
Der Konventionsentwurf derfvorbereitenden Abrüstungss

kommission von Dr. Ic. schwondemanm

Durch jede Buchhandlung oder Pkcls I-— III-

Isllsfcslsclsslscklflsclslks VIIIUIC
Iudoll Ilolstetton Los-als c I-

Das richtige lnformationsmateriall

Abriistun
oder Krieg-vorbereiten-

mit Bildern und Tabellen

von I. l.. von dort-on-

Mit einem Geleitwort v. Graf von Bernstorff.
Hei-.

s. Auflage, 124 seiten IJOIIM
»

Eine kritische Darstellung des Konventionsentwurfes der Vorbereitme

geplante .scheinabriistung auf Kosten der deutschen sicherheit

An Hand objektiven statistischen Materials erläutert der Verfasser im ein-

zelnen die Forderungen Deutschlands und die Methoden einer wirklichen

Weltabrilstung. seine ganz volkstümlich gehaltenen Darlegungen, die durch

Auszüge aus deni Versailler Vertrag und aus dem Konventionsentwurf ers«

ganzt, durch ausgeseichnete graphischeDarstellungen lebendig gemacbtwerden,
geben eine grilndliche Einführung in das Abrüstungs- und sicherheitsproblem

Wirkliche Abriistun
Preis-
o.so III-

«mit einem Geleitwort von Graf von Bernstorff.
Herausgegeb. von der Deutschen Liga fürVölkerbund.

Durch Jede Buchhandlung oder

ZEITMLISIUS s. I. s. Il» IIIUI W Is-

von br. lslans Kirchhofs-

AbrüstungskonferenzEin flammender Protest gegen die in diesem Entwurf

—
Verantwortlich für den redaktionellen Teil

gemäßPressegesetzs Ro b ert B re n e r , Bnliniwllmersdotf. — Für den Anzeigentew H u go w eiß e, BekliniRenköllm
Alleinige Anzeigenannahme: Zentralvetlag . m. b. H» Berlin W 35, Potsdamer Straße ex. Ferne-of B i Kurfürft 28 81. Ofssetdruckg W. B il r en st e i n, Berlin SW Ils. 398

Anschrift der Reichskentrale für Heimatdienft, Beran Sw U, prinkkAlbrechtsstrahe Z.


